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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der Ortsgemeinde Steinwenden besteht 
eine anhaltende Nachfrage nach neuem 
Wohnraum, unter anderem aufgrund der 
Tatsache, dass für den „Eigenbedarf“ im 
Ortskern kaum Leerstände und Baulücken 
vorhanden sind, der guten Autobahnanbin-
dung (< 4 km), der Planung des Gewerbe-
gebietes „Krummäcker“ sowie der Nähe 
zum Luftwaffenstützpunkt der US-Armee in 
Ramstein (< 6 km).

Um dieser Nachfrage gerecht zu werden, ist 
die Ausweisung einer ca. 4,1  ha großen 
Wohnbaufläche „Hasenwiesen“ auf einer 
bisher unbebauten landwirtschaftlichen 
Fläche am nordwestlichen Siedlungsrand 
von Steinwenden geplant.

Das geplante Wohngebiet liegt nördlich der 
Friedhofsstraße und westlich der Straße 
„Attigfelder“, von dem die Landesstraßen 
L366 und L363 und die Autobahn A6 und 
A62 in Kürze erreichbar sind. Über „Attig-
felder“ soll auch die Haupterschließung des 
Gebietes erfolgen.

Im Rahmen des Vorhabens entstehen 
Wohnbaugrundstücke für die Errichtung 
von bis zu 50 Wohngebäuden, wobei so-
wohl Einfamilienhäuser als auch Doppel-
haushälften vorgesehen sind. Es soll ein in-
dividuelles Angebot an Grundstücksgrößen 
von ca. 400 bis 850 m2 entstehen; zwei 
Grundstücke verfügen im städtebaulichen 
Konzept über eine Fläche von 1.200 m2 

bzw. 2.000 m2. Diese Grundstücke stellen 
Optionsflächen für eine zusätzliche Betreu-
ungseinrichtung dar und können optional 
auch geteilt bzw. geviertelt werden, um die 
entsprechende Fläche für Wohnbebauung 
zu nutzen, sollte keine Betreuungseinrich-
tung realisiert werden. 

Der Standort des Wohngebiets nördlich des 
Friedhofs‚ ist auch deshalb für Wohnnutzung 
prädestiniert, da Einrichtungen der 
Nahversorgung (z.B. Bäckerei, Metzgerei), 
eine Grundschule, ein Kindergarten, eine 
Bank und Gastronomie im nahen Umfeld 
(< 1 km) vorhanden sind.

Im Bereich nördlich des Friedhofes soll ein 
Pietätsabstand zur neuen Bebauung in 
Form einer öffentlichen Grünfläche Konflik-
te verhindern. Die Wohnbaufläche Hasen-
wiesen wird das Neubaugebiet „Attigfel-
der“ sinnvoll abrunden.

Zur ordnungsgemäßen Niederschlagswas-
serbeseitigung ist im nordöstlichen Randbe-
reich des Plangebietes, entlang der Straße 
„Attigfelder“, die Anlage eines Regenrück-
haltebeckens geplant. 

Auf Basis der geltenden Beurteilungsgrund-
lage des § 35 BauGB (Außenbereich) kann 
das Vorhaben nicht realisiert werden.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit der Pla-
nung bedarf es daher der Aufstellung eines 
Bebauungsplans. Die Ortsgemeinde Stein-
wenden hat somit nach § 1 Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
Bebauungsplans „Wohnbaufläche Hasen-
wiesen“ beschlossen.

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ins-
gesamt 4,66 ha, wobei hiervon 4,1 ha auf 
die Wohnbaufläche „Hasenwiesen“, 0,3 ha 
auf die Fläche für die Abwasserbeseitigung 
(Regenrückhaltebecken) und 0,26 ha auf 
die öffentliche Grünfläche (Pietätsabstand) 
entfallen.

Parallel zum Bebauungsplan ist gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Der Umweltbericht ist gesonder-
ter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplans und 
der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Mit der Erstellung des Umweltberichtes ist 
LF-Plan - Planungsbüro für Landschaftsöko-
logie und Freiraumgestaltung, Im Heidefeld 
3, 67688 Rodenbach, beauftragt worden.

Dem Bebauungsplan liegt darüber hinaus 
das Entwässerungskonzept - Wohnbau- 
flächen „Hasenwiesen“ in Steinwenden - 
Ortsgemeinde Steinwenden; Schweitzer 
GmbH - Beratende Ingenieure, Am Staden 
27, 66121 Saarbrücken, zugrunde.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbands- 
gemeinde Ramstein-Miesenbach stellt im 
Bereich des geplanten Wohngebiets „Ha-
senwiesen“ überwiegend Flächen für die 
Landwirtschaft und eine geplante 

Wohnbaufläche dar. Der vorliegende Be-
bauungsplan widerspricht damit dem 
Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB, 
wonach Bebauungspläne aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickeln sind. Aus die-
sem Grund wird für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans der Flächennutzungs-
plan im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 
BauGB teilgeändert.

Entgegen der bisherigen, dem Flächennut-
zungsplan zugrunde liegenden, Überlegung 
soll das Neubaugebiet „Hasenwiesen/An 
der Lehmenkaut“ nach Nordosten verscho-
ben und somit stärker im Bereich „Hasen-
wiesen“, angrenzend an das bestehende 
Neubaugebiet „Attigfelder“ realisiert wer-
den. 

Im Zuge der Teiländerung wird eine 4,1 ha 
große Teilfläche des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans als Wohnbaufläche darge-
stellt. Darüber hinaus wird eine 0,26 ha 
große Teilfläche, die als Pietätsabstand zum 
angrenzenden Friedhof dienen soll, als 
Grünfläche sowie eine 0,3 ha große Teilflä-
che als Fläche für die Abwasserbeseitigung 
(Regenrückhaltebecken) dargestellt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
liegt im Nordwesten von Steinwenden.

Der Geltungsbereich wird wie folgt be-
grenzt: 

•	 im Norden durch Feldwirtschaftswege, 
eine gehölzbestandene Parzelle und 
landwirtschaftlich genutzte Flächen 
(Ackerbau)

•	 im Osten durch die Bebauung und pri-
vate Freiflächen der Straße „Attigfel-
der“,

•	 im Süden durch den Friedhof

•	 im Südwesten durch landwirtschaftlich 
genutzte Freiflächen (Grünflächen) und 
einen Gehölzbestand.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
plans zu entnehmen.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Luftbild mit Plangebiet; ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE/ LVermGeoRP (2022); Bearbeitung: Kernplan

PLANGEBIETPLANGEBIET

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE/ LVermGeoRP (2022); Bearbeitung: Kernplan
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Nutzung des Plangebiets, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet besteht überwiegend aus 
landwirtschaftlich genutzten Grün- bzw. 
Ackerflächen, welche durch die asphaltierte 
Friedhofstraße und einen Gehölzstreifen in 
„Hasenwiesen“ und „An der Lehmenkaut“ 
unterschieden werden. Weiterhin gehört im 
Norden ein Teilstück eines asphaltierten 
Feldwegs zum Plangebiet.

In Norden schließt sich landwirtschaftliche 
Grünlandnutzung an das Plangebiet an. 
Dort liegt ebenfalls eine 20-KV-Leitung, 
welche teils den Geltungsbereich berührt.

Nordöstlich des Plangebiets liegt ein Wohn-
gebiet, das im Bebauungsplan „Auf den 
Münchäckern“ als Mischgebiet festgesetzt 
ist, jedoch überwiegend Wohnen beinhal-
tet.

Der Bereich östlich des Plangebietes ist vom 
Wohngebiet „Attigfelder“ geprägt - gemäß 
dem Bebauungsplan von 2000 ein Allge-
meines Wohngebiet.

Der unmittelbar südliche Bereich des Plan-
gebiets besteht aus landwirtschaftlicher 
Grünfläche, die unmittelbar an den Friedhof 
angrenzen. 

Im Südwesten setzen sich die Grünflächen - 
jenseits der Grenze des Geltungsbereichs - 
in die freie Landschaft fort.

Ein Gehölzdreieck prägt den Rand des 
Plangebietes im Nordwesten.

Aufgrund des guten Nahversorgungsange-
bots in der Nachbarschaft (z.B. Bäckerei, 
Metzgerei), eine Grundschule, ein Kinder-
garten, eine Bank und Gastronomie im na-
hen Umfeld (<  1  km) und der guten ver-
kehrlichen Anbindung ist das Plangebiet für 
Wohnbebauung prädestiniert.

Die Flächen im Plangebiet befinden sich in 
Eigentum von Kirche und Privaten. Die 
Ortsgemeinde wird bzw. hat diese Flächen 
erworben. Nach Satzungsbeschluss sollen 
die Bauplätze an Interessenten veräußert 
werden.

Topografie des Plangebiets

Das Plangebiet fällt insgesamt von Nord-
westen nach Südosten um bis zu 14m ab. Es 
ist nicht davon auszugehen, dass sich die 
Topografie, mit Ausnahme der Entwässe-
rung, besonder auf die Festsetzungen die-

ses Bebauungsplans - insbesondere auf die 
Festsetzung der Baufenster - auswirken 
wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet wird von Nordosten über 
eine neu zu schaffende Erschließungsstraße, 
die vom nordöstlich des geplanten Wohn-
gebiets gelegenen Straße„Attigfelder“ ab-
zweigt, und im Süden, von der Friedhofstra-
ße, erschlossen. Die Haupterschließung und 
somit Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz, insbesondere an die nur ca. 7 km 
entfernte Autobahn A6 (Richtung Saarbrü-
cken bzw. Kaiserslautern), erfolgt über die L 
363, die über die „Mohrstraße“ und die 
„Kottweilerstraße“ in Kürze erreichbar ist. 
Die 4km entfernte Anschlussstelle der „9, 

Hütschenhausen“ der A62 (Richtung 
Nohfelden bzw. Pirmasens) ist über die 
„Eisenbahnstraße“ (K9) zu erreichen.

Es wurde eine Überprüfung des Knoten-
punktes Kottweiler Straße (K9) / Attigfelder 
durch das Ingenieurbüro für Bauwesen 
„fmz“, mit Sitz in Karlsruhe, vorgenommen. 

Dabei wurde die Leistungsfähigkeit der Ein-
mündung für die sich einstellende 
Verkehrsbelastung nach vollständiger Be-
bauung des Wohngebietes nachgewiesen. 
Die Berechnung der Leistungsfähigkeit er-
gibt für den Knotenpunkt die Qualitätsstufe 
(QSV) A. Ein dauerhafter Rückstau auf der 
K9 Kottweiler Straße infolge von linksabbie-
genden Fahrzeugen in die Straße Attigfelder 
(Zufahrt) ist nicht zu erwarten. 

Blick von Norden auf das Plangebiet vom Feldwirtschaftweg, hinten Wohnbebauung:„Auf den Münchäckern“

Blick auf das Plangebiet nach Südwesten, Richtung Obermohr
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Zudem wurde geprüft, ob die Geometrie 
des Knotenpunkts für den Begegnungsfall 
von Pkw/Pkw ausreichend ist. Es wurde 
nachgewiesen, dass ein links in die Straße 
Attigfelder abbiegendes Fahrzeug problem-
los einen wartepflichtigen Pkw passieren 
kann. Zu diesem Zweck wurde sowohl die 
Fahrbeziehung PKW / PKW als auch die 
Schleppkurven bezüglich PKW / 3-achsiges 
Müllfahrzeug überprüft. Es herrscht eine 
ausreichende Knotenpunktgeometrie vor.

Es ist von ca. 276 Fahrzeugen im 
Untersuchungsgebiet auszugehen, wovon 
in der morgendlichen Spitze ca. 79 Fahrzeu-
ge pro Stunde das Gebiet verlassen (ca. 60 
Fahrzeuge / Stunden Richtung Süden, ca. 19 
Fahrzeuge / Stunde Richtung Norden).
Quelle: Überprüfung des Knotenpunktes Kottweiler 
Straße (K9) / Attigfelder durch das Ingenieurbüro für 
Bauwesen „fmz“, Karlsruhe, Stand 24.01.2023

Die nächstgelegene Bushaltestelle „Grund-
schule / Kiga) liegt in ca. 600 m Entfernung 
in der Goethestraße und bedient den Schü-
lerverkehr. 

In 1,1 km Entfernung südlich liegt überdies 
der Bahnhof „Steinwenden“, von dem im 
Stundentakt Regionalbahnen nach Kaisers-
lautern Hbf und Kusel fahren.

Fußwege verzahnen die Neuplanung östlich 
mit der Einfamilienhausbebauung im Be-
reich „Auf den Münchackern“. Fußläufig ist 
über den Feldwirtschaftweg attraktives Of-
fenland zu erreichen.

Im Zuge der Realisierung der Planung sind 
sowohl der Anschluss an die Straße „Attig-
felder“ und „Friedhofstraße“ als auch die 
gebietsinterne Erschließung zu planen und 
zu realisieren. Dies bedeutet, dass der bis-
herige Feldwirtschaftsweg teilweise ausge-
baut werden muss.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist im 
Umfeld bereits grundsätzlich vorhanden 
(Wasser, Elektrizität etc.).

„Die Wohnbaufläche „Hasenwiesen“ wird 
im Trennsystem erschlossen. Eine entwässe-
rungstechnische Versickerung nach DWA-
A138 kann angesichts der geologischen 
Verhältnisse nicht umgesetzt werden, wes-
halb eine Regenrückhalteanlage für die rei-
ne Wohnbebauung umgesetzt werden 
muss. Die Auslegung dieser Anlage erfolgte 
in Abstimmung und Vorgaben der Geneh-
migungsbehörde über eine Langzeitrück-
haltung. Im Rahmen der weiteren Projektie-

rung ist auf Basis der finalen Gebietseintei-
lung das erforderliche Regenrückhaltevolu-
men nochmals nachzuweisen. Die Ableitung 
der Regenwetterabflüsse erfolgt über einen 
Ableitungskanal bis zur geplanten Einleit-
stelle in den Schwanderbach.

Eine technische Regenwasserbehandlungs-
anlage wird nach jetzigem Kenntnisstand 
für die Wohnbaufläche wahrscheinlich nicht 
erforderlich.

Das anfallende Schmutzwasser kann an die 
gebietsangrenzenden Schmutzwasser-
schächte angeschlossen werden. Die hyd-
raulische Leistungsfähigkeit der Kanäle und 
die hydraulischen Reserven der Kläranlage 
sollte im weiteren Verfahren überprüft wer-
den.“
(Quelle: Entwässerungskonzept - Wohnbauflächen 
„Hasenwiesen“ in Steinwenden - Ortsgemeinde Stein-
wenden; Schweitzer GmbH - Beratende Ingenieure, Am 
Staden 27, 66121 Saarbrücken; Stand: 28.09.2022)

Auf jedem Grundstück ist eine Zisterne her-
zustellen. Das Volumen richtet sich dabei 
nach der angeschlossenen versiegelten Flä-
che. Die Zisterne ist mit einem Fassungsver-
mögen von 30 l je m² der angeschlossenen, 
versiegelten Fläche (mindestens jedoch 5 
m³ Fassungsvermögen je Baugrundstück) 
zu bemessen. Bei entsprechender Gestal-
tung der Dächer und Freiflächen, wodurch 
sich Auswirkungen auf den Abflussbeiwert 
ergeben, kann das Volumen entsprechend 
reduziert werden. Eine vorherige Abstim-
mung mit dem Kanalwerk der 
Verbandsgemeinde ist hierfür erforderlich.

Die Zisterne muss mit einer Überlaufeinrich-
tung ausgestattet sein. Das 
Niederschlagswasser, welches nicht voll-
ständig auf den Grundstücken zurückgehal-
ten werden kann, ist durch die Überlaufein-
richtung der öffentlichen Kanalisation bzw. 
der öffentlichen Versickerungseinrichtung 
(Regenrückhaltebecken) zuzuleiten.

Um bei unterkellerten Gebäuden eventuel-
len Durchnässungsschäden vorzubeugen, 
welche sich durch die Niederschlagswasser-
versickerung ergeben können, sind die Kel-
lerbereiche gegen drückendes Wasser ge-
mäß dem Stand der Technik zu schützen 
(z.B. als wasserdichte Wannen).

Der Anschluss von Drainageleitungen an die 
Kanalisation ist nicht zulässig.

Im Norden des Plangebiets verläuft eine 
20-kV-Freileitung der Pfalzwerke Netz AG. 
Entlang ihrer Leitungsachse muss ein 
Schutzstreifen von jeweils 10m beidseits 
der Leitungsachse eingehalten werden. Da-
rüber hinaus muss im Radius von 8m um 
den Starkstrommast ein Schutzbereich frei-
gehalten werden. Dies dient dem ordnungs-
gemäßen Betrieb, Wartungszwecken und 
dem Schutz der menschlichen Gesundheit.

Alle leitungsgefährdenden Maßnahmen 
sind unzulässig. Als leitungsgefährdend gel-
ten hier insbesondere die Errichtung von 
Gebäuden / sonstigen baulichen Anlagen, 
Auffüllungen, Abgrabungen oder Anpflan-
zungen sowie alle über- und unterirdische 
Verrichtungen, welche die Zugänglichkeit 
des Mastes oder der Freileitung einschrän-
ken oder deren Standsicherheit beeinflus-
sen.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

In der Ortsgemeinde Steinwenden besteht 
eine anhaltende Nachfrage nach Wohnbau-
grundstücken.

Schematische Darstellung einer möglichen Niederschlagswasserbewirtschaftung; Quelle: Kanalwerk der Ver-
bandsgemeinde Ramstein-Miesenbach; Stand: 07/2020
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Aus folgenden Gründen ist das vorgesehe-
ne Plangebiet für die Wohnnutzung prädes-
tiniert:

•	 Im bisherigen FNP geplante 
Wohnbaufläche: Die ursprüngliche 
geplante Wohnbaufläche entlang des 
westlichen Siedlungsrandes der 
Ortsgemeinde ist aufgrund ihrer derzei-
tigen Nutzung, der Verfügbarkeit der 
Flächen und problematischen Entwäs-
serungssituation, im Vergleich zur neu-
en Planung, für eine kurzfristige Reali-
sierung eines Neubaugebietes nicht 
geeignet. 

•	 Sinnvolle Arrondierung des 
Siedlungskörpers: Durch die Reali-
sierung der Wohnbebauung wird der 
bestehende Siedlungskörper von Stein-
wenden am Siedlungsrand sinnvoll ar-
rondiert.

•	 Vermeidung von Nutzungskonflik-
ten: Für die Entwicklung des Standor-
tes eignen sich angesichts der umlie-
genden Nutzungen vorwiegend Woh-
nen. Die geplante Nutzung muss mit 
der angrenzenden Wohnnutzung und 

der nahegelegenen Friedhofs- und 
Mischnutzung verträglich sein. Weiter-
hin stellen das Störgradpotenzial für die 
umgebende Wohnnutzung und die 
städtebaulich gestalterischen Anforde-
rungen Entwicklungshemmnisse dar. 

Dem wird durch die Realisierung eines 
Wohnbaugebietes Rechnung getragen. 
Sonstige Nutzungsalternativen, z.B. 
eine gewerbliche Nutzung, sind hier 
aufgrund der nahegelegenen Wohn
nutzung nicht verträglich / nicht ge-
wünscht und mit den städtebaulichen 
Zielvorstellungen der Gemeinde auch 
nicht vereinbar.

Wohnnutzung ist eine realisierbare, vor 
dem Hintergrund des hohen Bedarfs be-
gründbare Nutzung und konfliktarme 
Alternative. 

•	 Verfügbarkeit der Flächen: Die 
Grundstücke sind bzw. werden in das 
Eigentum der Gemeinde übergehen, so-
dass das Vorhaben zügig realisiert wer-
den kann.

•	 Vorhandene Ver- und Entsorgungs-
infrastruktur: Ver- und Entsorgungs-
infrastruktur ist im Plangebiet aufgrund 
der Lage an der Straße „Friedhofstra-
ße“ und des Feldwirtschaftsweges zur 
nahegelegen Straße „Attigfelder“ be-
reits vorhanden.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben. 
Diese Betrachtung wurde bereits im Bericht 
zur entsprechenden Teiländerung des Flä-
chennutzungsplans der Verbandsgemeinde 
Ramstein-Miesenbach dargestellt.

Städtebauliche Konzeption

Zentrales Ziel des vorliegenden 
Bebauungsplanes ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung eines neuen Wohngebietes.

Hierzu soll eine Fläche entwickelt und mit 
dem Wohngebiet „Hasenwiesen“ ein 
zukunftsfähiges, attraktives Wohnquartier 

Städtebauliches Konzept, Hasenwiesen; ohne Maßstab; Quelle: Kernplan, Stand: 30.07.2020
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entstehen. Das Wohngebiet stellt eine „Ab-
rundung“ bis zum Feldwirtschaftsweg dar, 
die zur Kompaktheit des Siedlungskörpers 
beiträgt und einen Siedlungsabschluss defi-
niert.

Die im Rahmen des städtebaulichen Ent-
wurfs vorgesehene Bebauung orientiert sich 
weitestgehend an der südöstlich des Plan-
gebiets gelegenen Einfamilienhausbebau-
ung. 

Geplant sind ca. 50 Parzellen für Einfami-
lien- und Doppelhäuser, welche vorrangig 
zur Eigennutzung bestimmt sein sollen und 
maximal zwei Vollgeschosse aufweisen. 
Auch die Grundstückszuschnitte orientieren 
sich weitgehend am südöstlich gelegenen 
Wohngebiet. Die Größe der Grundstücks-
parzellen variiert dabei von ca. 400 bis 850 
m2. 

Im Plangebiet ist überwiegend Wohnnut
zung vorgesehen. Darüber hinaus sind im 
Wohngebiet vereinzelt auch das Wohnen 
ergänzende bzw. mit dem Wohnen verträg-
liche Nutzungen wie z.B. eine Betreuungs-
einrichtung denkbar.

Die Erschließung erfolgt über öffentliche 
Straßenverkehrsflächen. Darüber hinaus 
sind zur internen Erschließung Stichstraßen 
geplant, in Form von Wöhnhöfen - ähnlich 
wie im Bereich „An den Münchäckern“. 
Durchgangsverkehr ist hier nicht möglich, 
wodurch sich eine gesteigerte Wohnqualität 
ergibt.

Der ruhende Verkehr soll innerhalb des neu-
en Wohngebiets organisiert werden. Die 
Stellplätze sind den Gebäuden auf ihren je-
weiligen Grundstücken zugeordnet. Pro 
Wohneinheit sind 2 Einstellmöglichkeiten 
vorzuweisen.

Für den Fall, dass die Ansiedlung einer Be-
treuungseinrichtung erforderlich wird, so 
stehen im Entwurfskonzept bereits zwei 
unterschiedlich große Optionsflächen zur 
Verfügung (1.200 m2 und 2.000 m2)

Die angrenzenden Grünräume werden in 
den Entwurf integriert: Hierzu tangiert ein 
Wald-Bestand das Zentrum des Entwurfs-
gebietes. Zum Friedhof bleibt ein Pietätsab-
stand gewahrt, um nachbarschaftliche Kon-
flikte zu vermeiden.

Insgesamt bildet das vorliegende Konzept 
ein attraktives Wohnquartier mit hoher 
Aufenthaltsqualität, welches sich in seiner 
Arrondierung in den vorhandenen 
Landschaftsraum einfügt und den vorhan-
denen Siedlungskörper abrundet.

Die Stadtwerke Ramstein-Miesenbach be-
absichtigen über privatrechtliche Verträge 
einen Anschluss- und Benutzungszwang an 
das Kalte Nahwärmenetz für den Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes umzusetzen. 
Demnach ist der Wärmebedarf aus dem 
Wärmeversorgungsnetz zu decken (Benut-
zungszwang). Die Grundstücke sind an die 
Kalte Nahwärmeversorgungsanlagen anzu-
schließen (Anschlußzwang).
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
Belange; geltendes Planungsrecht 

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan, Regionaler Raumordnungsplan

zentralörtliche Funktion Besondere Funktion „Wohnen“

Vorranggebiete •	 angrenzend Regionaler Grünzug (Z 19)
•	 angrenzend Vorranggebiet für Landwirtschaft (Z 28)

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Innerhalb der regionalen Grünzüge darf nicht gesiedelt werden. Die Weiterentwick-
lung der rechtmäßig und ordnungsgemäß ausgeübten land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzungen wird nicht berührt.

•	 (Z33): In den ländlichen Räumen ist eine über die Eigenentwicklung hinausgehende 
Wohnbauflächenausweisung auf solche Siedlungsschwerpunkte zu konzentrieren, 
die über eine dauerhaft gesicherte qualifizierte Anbindung im öffentlichen Personen-
nahverkehr (Schienenverkehr und Buslinien) verfügen: erfüllt

Wohneinheiten (Quelle: Regionaler Raum-
ordnungsplan (ROP) IV Westpfalz Dritte 
Teilfortschreibung 2018, Anhang 1)

•	 Baureifmachung für zweckentsprechende Nutzung des Gebiets
•	 als Wohnungsbedarf sind für Steinwenden 3,2 Wohneinheiten pro 1.000 Einwoh-

ner und Jahr festgelegt, entspricht 7,8 Wohnungen/ Jahr (2.446 Einwohner zum 
31.12.2015 laut Statistischem Landesamt Rheinland-Pfalz)

•	 Dichtewert von 20 Wohneinheiten pro ha: erfüllt (ca. 25 WE / ha nach B-Plan)
•	 keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-

strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes.
•	 Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt 4,66 ha, wobei hiervon 4,1 ha auf 

die Wohnbaufläche „Hasenwiesen“, 0,3 ha auf die Fläche für die Abwasserbeseiti-
gung (Regenrückhaltebecken) und 0,26 ha auf die öffentliche Grünfläche (Pietäts-
abstand) entfallen.

•	 Damit wird der Bedarfswert für die Wohnbauflächenausweisung für die Gemeinde 
Steinwenden eingehalten.

•	 Festzustellen ist zudem, dass die Planung an dieser Stelle aufgrund ansonsten betrof-
fener Flächenziele des ROP IV als abschließende Ausformung des Siedlungskörpers in 
nördliche Richtung anzusehen ist.

•	 Der Ortsgemeinde wird empfohlen, selbstkritisch zu prüfen, das Neubaugebiet ent-
sprechend der Bedarfe abschnittsweise zu realisieren und im Rahmen der Dorf-
erneuerung den Fokus auf die Innenentwicklung zu legen.

Anhang 1: Zentrale Orte, Funktionszuweisungen, Schwellenwertparameter; Quelle: Planungsgemeinschaft Westpfalz, Stand: Dezember 2018

Einwohner 
31.12.2015

Einwohner 
31.12.2030

Gemeinde-
funktion

Bedarfswert 
(Bruttobau-
landfläche in 
ha)

W Gemeinde

3,2 Wohnein-
heiten/1.000 
Einwohner 
und Jahr;

W  
Mindestdichte

20 Wohn-
einheiten/ha 
Bruttobau-
fläche

Hütschenhausen 3.933 3.433 5,5

Kottweiler-Schwanden 1.200 1.047 1,7

Niedermohr 1.484 1.295 Wohnen 2,5 4,75 - 4 WE / Jahr 50 WE

Ramstein-Miesenbach, St. 7.543 6.584
Grundzentrum, 

Gewerbe Wohnen
12,6

24 WE - 21,07 / 
Jahr

252 WE

Steinwenden 2.446 2.135 Wohnen 4,1 7,8 - 6,8 WE / Jahr 82 WE

Verbandsgemeinde 
Ramstein-Miesenbach

16.606 14.494 26,4
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Kriterium Beschreibung

Landschaftsprogramm •	 Offenlandbetonte Mosaiklandschaft (Grundtyp) 
•	 Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Biosphärenreservate, Naturparks. 

nicht betroffen

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach § 
13 Abs. 6 LNG RLP

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 Die „Planung vernetzter Biotopsysteme“ des LUWG Rheinland-Pfalz von 2018 für 
den Landkreis Kaiserslautern sieht für das Vorhabengebiet keine Maßnahmen vor. 
Das Gebiet wird als Ackerfläche dargestellt. Im Westen grenzen Strauchbestände und 
Wiesen und Weiden mittlere Standorte ebenfalls ohne Ziele an.

•	 Innerhalb des eigentlichen Plangebietes liegen keine nach §30 BNatSchG oder §15 
LNatSchG gesetzlich geschützten Biotope vor. Auch im Bereich des geplanten Re-
genrückhaltebeckens sind keine mageren Flachland-Wiesen oder sonstige gesetzlich 
geschützte Biotope vorhanden.

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Im Rahmen der Planung sind Gehölzstrukturen betroffen. Zum Schutz wild lebender 
Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Oktober bis 28. Februar 
einzuhalten.

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach 
stellt im Bereich des geplanten Wohngebiets „Hasenwiesen“ überwiegend Flächen für 
die Landwirtschaft und eine geplante Wohnbaufläche dar. Der vorliegende Bebauungs-
plan widerspricht damit dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB, wonach Bebau-
ungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind. Aus diesem Grund wird für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB teilgeändert. 

Quelle: Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach, Bearbeitung Kernplan

Darstellung: Wohnbaufläche (parallele Aufstellung, 7. FNP-Teiländerung), noch im 
Entwurf 

Quelle: Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach, Bearbeitung Kernplan

Bebauungsplan Aktuell ist das Plangebiet nach den Vorgaben des § 35 BauGB (Außenbereich) zu be-
urteilen. Danach kann das Vorhaben nicht realisiert werden. 



Bebauungsplan „Wohnbaufläche Hasenwiesen“, Ortsgemeinde Steinwenden 13 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Sonstige Restriktionen

Starkregengefährdungskarte Für die Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach liegt die Gefährdungsanalyse mit aus-
gewiesenen Sturzflutentstehungsgebieten des Landesamts für Umwelt vor (Hochwasser-
infopaket, Karte 5). Die Starkregengefährdungskarten sind Hinweiskarten zur ungefähren 
Lage abflusskonzentrierender Strukturen -und Überflutungsbereiche. Bei extremen Nie-
derschlagsereignissen kann es auch in Bereichen zu Überflutungen kommen, für die in 
der Karte keine Gefährdung dargestellt wird.

In Karte 5 werden im Bereich des geplanten Baugebietes Entstehungsgebiete von Sturz-
fluten mit bis zu sehr hohen Abflusskonzentrationen nach Starkregen dargestellt. Ins-
besondere im Norden des Plangebietes wird eine Gefährdung entlang des derzeitigen 
Wirtschaftsweges bzw. der geplanten Haupterschließungsstraße dargestellt.

Daher wird eine an diese Lage angepasste Bauweise empfohlen. Ferner ist im Rahmen 
der Erschließungsplanung, unter Berücksichtigung der bestehenden Platzverhältnisse 
und topographischen Gegebenheiten, die Ausgestaltung von Entwässerungsgräben und 
eines Notabflussweges entlang der nördlichen Haupterschließung zu berücksichtigen.
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplans, ohne Maßstab

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage Kernplan: 18.09.2019

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

0,4 GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

GOKMAX = 9,5 m
HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE 
GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

ED
BAUWEISE/ HAUSFORM; HIER: EINZEL- UND DOPPELHÄUSER
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

2 WO HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE
(GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB)

VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE BZW. NUR EINGESCHRÄNKT NUTZBARE 
FLÄCHEN; HIER: SCHUTZSTREIFEN 20-KV-FREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: 
MISCHVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

F
VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: FUSSWEGE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; HIER: ZENTRALE KALTES 
NAHWÄRMENETZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB)

FLÄCHE FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG; HIER: REGENRÜCKHALTEBECKEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN, HIER: 20-KV-FREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

ö ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

lr MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

lr,gr,fr MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

VORGESCHLAGENE PARZELLIERUNG

HÖHENLINIEN

Baugebiet
Wohnungen je 
Wohngebäude

Vollgeschosse

GRZ
Höhe baulicher 

Anlagen

Bauweise
Hausform/
 Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BauGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. 

Dies gilt auch für Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO.

Davon ausgenommen sind bauliche Anlagen, soweit 
sie nach Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig 
sind oder zugelassen werden können. (s. ergänzend 
auch Festsetzung zu den Flächen für Stellplätze, 
Garagen und Carports)

5. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE 
BZW. NUR EINGESCHRÄNKT NUTZBARE 
SCHUTZFLÄCHEN; HIER: SCHUTZSTREIFEN 
20-KV-FREILEITUNG

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB

Siehe Plan.
Der Schutzabstand zur Starkstromfreileitung beträgt 
insgesamt 20 m, jeweils 10 m beidseitig der 
Leitungsachse gemessen. Die Herstellung / Änderung 
baulicher An lagen und Nebenanlagen im Schutzstreifen 
der 20-kV-Freileitung ist nicht zulässig. 

Ebenfalls sind Erdaufschüttungen und die dauerhafte 
Lagerung von Material im Schutzstreifen nicht zulässig. 
Innerhalb der Schutzstreifen der Freileitung ist 
die Anpfl anzung von Bäumen nicht zulässig. Die 
Anpfl anzung von niedrig wachsenden Sträuchern 
und Gehölzen innerhalb des Schutzstreifens ist 
grundsätzlich zulässig. Sollte eine Anpfl anzung von 
Bäumen zwingend erforderlich sein, sind diese mit 
der Leitungsträger abzustimmen und bedürfen dessen 
Zustimmung.

Zur Sicherung des Maststandortes der 20-kV-Stark-
stromfreileitung ist um den Mastmittelpunkt ein 
Freihaltebereich mit einem Radius von 8 m festgesetzt. 
In diesem Freihaltebereich besteht Bauverbot. Die 
Errichtung von baulichen Anlagen und Nebenanlagen 
ist nicht zulässig. 

Der Maststandort der 20-kV-Freileitung muss jeder-
zeit zugänglich bleiben, insbe sondere ist eine 
Zufahrt von mindestens 4,0 m auch für schwere 
Baustellenfahrzeuge jederzeit zu gewährleisten. In 
diesem Bereich sind auch alle leitungsgefährdenden 
Maßnahmen unzulässig.  Als leitungsgefährdend gelten 
hier insbesondere die Errichtung von Gebäuden / sons-
tigen baulichen Anlagen, Auffüllungen, Abgrabungen 
oder Anpflanzungen sowie alle über- und unterirdische 
Verrichtungen, welche die Zugänglichkeit des Mastes 
einschränken oder dessen Standsicherheit beeinflus-
sen.

6. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, GARAGEN, 
UND CARPORTS 

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. 
Stellplätze, Garagen und Carports sind innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den Ab-
standsflächen nach Landesrecht zulässig.

Im Plangebiet sind je Wohneinheit 2 Stellplätze für 
PKW (auch Garagen, Carports) auf den Privatgrund-
stücken zu errichten. Zwischen Garagen / Carports 
und der Straßenbegrenzungslinie ist ein Mindest-
abstand von 5 m einzuhalten. Davor sind Stellplätze, 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche, 
zulässig.

7. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Im Plangebiet sind je Wohn gebäude maximal 2 
Wohnungen zulässig.

8. STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN 
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

9. VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
MISCHVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 
Die Regelbreite wird mit 5,50 m festgesetzt.

10.  VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

11.  VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FUSSWEGE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

12. FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; 
HIER: ZENTRALE KALTES NAHWÄRMENETZ

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB

Siehe Plan.

13. FLÄCHE FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG; 
HIER: REGENRÜCKHALTEBECKEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB

Siehe Plan.

14. VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 

ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit 
Elektrizität und / oder der E-Mobilität dienen, sind 
innerhalb des Geltungsbereichs des Plangebietes, 
ausnahmsweise auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl ächen zulässig, auch soweit für sie keine 
besonderen Flächen festgesetzt sind.

15.  OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 20-KV-FREILEITUNG

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.
Der Verlauf der 20-kV-Freileitung der Pfalzwerke Netz 
AG wird gem. ihrer Lage als oberirdische Versorgungs-
leitung in den Bebauungsplan aufgenommen und 
festgesetzt

16. MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN 
ZU BELASTENDE FLÄCHEN

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 i. V. m. Nr. 21 BAUGB

Siehe Plan.
Für die innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
bestehende 20-kV-Freileitung wird zugunsten des Be-
treibers ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt. 
Die im Bebauungsplan dargestellte 20-kV-Freileitung 
kann Abweichungen gegenüber dem tatsächlichen 
Bestand aufweisen. Die tatsächliche Lage und somit 
auch Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ergeben sich al-
lein aus der Örtlichkeit.
In Verlängerung des nördlichen Wendehammers wird 
ein Leitungsrecht zugunsten des zuständigen Versor-
gungsträgers festgesetzt (Ringschluss Wasserleitung 
und Kalte Nahwärme).

17. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE 
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

18. FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND 
LANDSCHAFT

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Siehe Plan.
V 2 Ö/P
Verwendung von insektenfreundlichen Lampen (z.B. 
LED-Lampen mit geeignetem Farbton im insek-
tenfreundlichen Spektralbereich) für Straßen- und 
Außenbeleuchtung im gesamten Plangebiet. Es sind 
Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten 
abstrahlen und kein Streulicht erzeugen. 

M 5 Ö
Die geplante Niederschlagswasser-Rückhaltefläche 
sowie die Böschungen der angrenzenden Mulde 
sind zur Einbindung in das Ortsbild mit einer kraut-
reichen, gebietsheimischen und zertifizierten Regio-
Saatgutmischung (Kräuteranteil mind. 30 %) zu 
Vegetationsflächen zu entwickeln. Eine Andeckung  
der Sohle mit Oberboden sollte zur Vermeidung eines 
zusätzlichen Nährstoffeintrags in den Vorfluter unter-
bleiben oder in nur geringer Mächtigkeit (5-10 cm 
Einbaustärke) erfolgen. 

Die Randbereiche bzw. die Böschungsflächen ober-
halb der Wasserspiegellinie sind, soweit betriebs-
technisch möglich, truppweise mit standortgerech-
ten und gebietsheimischen Gehölzen zu bepflanzen. 
Anzustreben ist eine Bepflanzung von mind. 5 % der 
Gesamtfläche der Retentionsanlage. Als Trupp gilt eine 
Strauchgruppe von mind. 2-3 Sträuchern.

Die Konkretisierung der Pflanzstandorte sowie der Arten 
ist in Abstimmung mit den Verbandsgemeindewerken 
der Ausführungsplanung zu überlassen.

Die Räumung des Beckens sowie weitere 
Unterhaltungsmaßnahmen sind auf das technisch not-
wendige Mindestmaß zu beschränken.

A 10 Ö
Im Süden des Plangebietes ist gem. Plandarstellung 
eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„extensive Grünanlage“ auszuweisen. Die Fläche ist 
als extensiv bewirtschaftete Wiesenfläche anzulegen, 
wobei eine parkähnliche Nutzung zulässig ist. Die 
Fläche ist hierfür mit einer kräuterreichen (Kräuteranteil 
mind. 30%) und zertifizierten Regio-Saatgutmischung 
(Herkunftsregion 9) einzusäen. Mindestens 10 % 
der öffentlichen Grünfläche sind als hochstauden-
reiche Blühstreifen bzw. -beete zu etablieren. Die 
Anlage der Blühstreifen sollte bevorzugt entlang der 
nördlichen Grenze zur Wohnbebauung hin sowie 
entlang der Grenze zu den Verkehrsflächen im Osten 
erfolgen. Die Etablierung der Blühstreifen erfolgt 
durch die Ansaat einer blumen- und hochstaudenrei-
chen (Blütenpflanzenanteil 100%) zertifizierten Regio-
Saatgutmischung (Herkunftsregion 9).

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.

§ 4 BAUNVO

 ALLGEMEINES WOHNGEBIET

zulässig sind:

ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Siehe Plan.

gem. § 4 BauNVO

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-

renden Handwerksbetriebe
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 

gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO und gem. § 4 Abs. 2 i.V.m. § 
1 Abs. 5 BauNVO

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen,
4. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden.

Gem. § 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1. Anlagen für sportliche Zwecke

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO

1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,4 
festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die Grund-
fl ächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 
0,6 überschritten werden.

2.2 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen. Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe 
baulicher und sonstiger Anlagen ist die Oberkante der 
Erschließungsstraße gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Grenzen zwei Straßen an das Gebäude an, ist die 
niedrigere der beiden Straßenhöhen als Bezugspunkt 
zu wählen.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum 
Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die 
zulässige Oberkante überschritten werden.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BauGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. In der offe-
nen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, die Länge 
der Baukörper darf 30 m nicht überschreiten. Bei 
Doppelhäusern ist eine Grenzbebauung zulässig. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Steinwen-
den hat am __.__.____ die Einleitung des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohn-
baufläche Hasenwiesen“ beschlossen (§  2 Abs.  1 
BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§  3 
Abs. 1 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich von der Planung 
berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und demgemäß 
von der Planung unterrichtet und um Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach 
§  2 Abs.  4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§  4 
Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Ortgemeinderat der Ortsgemeinde Stein-
wenden hat in seiner Sitzung am __.__.____ 
die Anpassung des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes „Wohnbaufläche Hasenwiesen“ 
beschlossen (§ 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 
BauGB ).

• Der Ortgemeinderat der Ortsgemeinde Steinwen-
den hat in seiner Sitzung am __.__.____ den Ent-
wurf gebilligt und die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Wohnbaufläche Hasenwiesen“ 
beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§  3 
Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be-
nachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB 
und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange, der Nachbargemeinden sowie der 
Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. Die 
Abwägung der vorgebrachten Bedenken und An-
regungen erfolgte durch den Ortsgemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Ortsgemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan „Wohnbaufläche Hasenwiesen“ als 
Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Be-
bauungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Textteil (Teil  B), der Begründung und 
dem dazugehörigen Umweltbericht.

• Der Bebauungsplan „Wohnbaufläche Hasenwie-
sen“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Steinwenden, den __.__.____ 

 ___________________________________

          Der Ortsbürgermeister

   

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglich-
keit der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. §  44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB 
und auf die Rechtsfolgen des § 24 Abs. 6 Gemein-
deordnung Rheinland-Pfalz (GemO) hingewiesen 
worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Wohnbaufläche Hasenwiesen“, bestehend 
aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung mit zusammenfas-
sender Erklärung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Steinwenden, den __.__.____ 

 ___________________________________

          Der Ortsbürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
Ortsgemeinde Steinwenden
Am Neuen Markt 6
66877 Ramstein-Miesenbach

Stand der Planung: 13.03.2023
SATZUNG
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Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
• Das Niederschlagswasser (Oberfl ächenwasser) ist vorrangig auf den Grundstücken zurückzuhalten. 
• Eine entwässerungstechnische Versickerung nach DWA-A138 kann angesichts der geologischen Verhältnisse 

nicht umgesetzt werden, weshalb eine Regenrückhalteanlage für die reine Wohnbebauung umgesetzt wer-
den muss.

• Die Auslegung dieser Anlage erfolgte in Abstimmung und Vorgaben der Genehmigungsbehörde über eine 
Langzeitrückhaltung. Im Rahmen der weiteren Projektierung ist auf Basis der fi nalen Gebietseinteilung das 
erforderliche Regenrückhaltevolumen nochmals nachzuweisen. Die Ableitung der Regenwetterabfl ü sse er-
folgt über einen Ableitungskanal bis zur geplanten Einleitstelle in den Schwanderbach. 

• Für die Einleitung in den Schwanderbach, Gewässer 3. Ordnung, einschließlich dem geplanten Regenrück-
haltebecken ist eine Einleiteerlaubnis bei der SGD Süd Regionalstelle Kaiserslautern zu beantragen.

• Das anfallende Schmutzwasser kann an die gebietsangrenzenden Schmutzwasserschächte angeschlossen 
werden.

• Das geplante Wohngebiet ist nicht im bisher zugelassenen Umfang und Zweck der Gewässerbenutzung (§ 
10 WHG) für die Kläranlage Obermohr sowie die betroffenen Regenentlastungsanlagen enthalten. Recht-
zeitig vor Umsetzung des Bebauungsplans ist daher ein entsprechender Antrag auf Anpassung der Erlaubnis 
bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd einzureichen.

• Auf jedem Grundstück ist eine Zisterne herzustellen. Das Volumen richtet sich dabei nach der angeschlosse-
nen versiegelten Fläche. Die Zisterne ist mit einem Fassungsvermögen von 30 l je m² der angeschlossenen, 
versiegelten Fläche (mindestens jedoch 5 m³ Fassungsvermögen je Baugrundstück) zu bemessen. Bei ent-
sprechender Gestaltung der Dächer und Freifl ächen, wodurch sich Auswirkungen auf den Abfl ussbeiwert er-
geben, kann das Volumen entsprechend reduziert werden. Eine vorherige Abstimmung mit dem Kanalwerk 
der Verbandsgemeinde ist hierfür erforderlich.

• Die Zisterne muss mit einer Überlaufeinrichtung ausgestattet sein. Das Niederschlagswasser, welches nicht 
vollständig auf den Grundstücken zurückgehalten werden kann, ist durch die Überlaufeinrichtung der öf-
fentlichen Kanalisation bzw. der öffentlichen Versickerungseinrichtung (Regenrückhaltebecken) zuzuleiten.

• Um bei unterkellerten Gebäuden eventuellen Durchnässungsschäden vorzubeugen, welche sich durch die 
Niederschlagswasserversickerung ergeben können, sind die Kellerbereiche gegen drückendes Wasser gemäß 
dem Stand der Technik zu schützen (z.B. als wasserdichte Wannen).

• Der Anschluss von Drainageleitungen an die Kanalisation ist nicht zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 Abs. 4 LBO)
• Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden refl ektierenden Materialien sind unzulässig. Die Installa-

tion von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik auf den Dachfl ächen ist zulässig. Doppelhäu-
ser sind mit der gleichen Dachform und profi lgleich zu errichten.

• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ektierenden Materialien.
• Auf den privaten Grundstücksfl ächen, im Bereich der öffentlichen Stellplatzfl äche sowie der Fußwege ist bei 

der Neuanlage von Zufahrten, Wegen, Stellplätzen und ähnlichen Objekten die Verwendung von wasser-
durchlässigen Belägen wie großfugige Pfl asterbeläge, Rasengittersteine, wassergebundene Decken etc. vor-
zusehen. Auch der Unterbau ist entsprechend wasserdurchlässig herzustellen (M 3 Ö/P).

• Der Vorgarten ist zu mindestens 50 % nach den vorgenannten Bestimmungen gärtnerisch anzulegen. Eine 
Nutzung der Flächen als Lager- oder Abstellplatz ist nicht zulässig. Stellplätze für Müll und Ähnliches sind z. 
B. durch Pergolen, Palisaden, Bepfl anzungen oder Mauern aus naturnahen Materialien gegen Sicht abzu-
schirmen.

• Einfriedung: Zufahrtsbereiche sind freizuhalten. Als Einfriedungselemente sind im Allgemeinen Wohnge-
biet Natursteinmauern, Sichtmauerwerke, Holzzäune und frei wachsende oder geschnittene Hecken - auch 
in Kombination – zu verwenden. Durchgehende Hecken und reihenförmige Pfl anzungen aus Thuja, Fichten 
und/oder ähnlichen Nadelgehölzen sollten vermieden werden. In Plangebiet sind Einfriedungen nur mit 
einer Bodenfreiheit von mindestens 15-20 cm aufzustellen, um eine Barrierewirkung für Kleintiere zu unter-
binden.

• Abfallbehälter sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen. 
• Stützmauern, Aufschüttungen und Abgrabungen bis zu 2m sind nur dort zulässig, wo sie zur Hangsicherung 

erforderlich sind. Bei der Anlage von Terrassierungselementen bzw. (Stütz)Mauern sind naturnahe Materia-
lien (z.B. Findlinge, Gabionen, sandsteinfarben eingefärbte Bauteile) zu verwenden. Eine Bepfl anzung der 
Terrassierungselemente ist mit Sträuchern, Stauden oder Kletterpfl anzen vorzunehmen. Betonbauteile oder 
sonstige Materialien sind nur zulässig, wenn sie durch eine Bepfl anzung aus Kletter- oder Rankpfl anzen ein-
gegrünt werden.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND LWG)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u. a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitplä-
ne und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) 
vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju-
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBI. 
I S. 2240).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 5).

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch § 21 
des Gesetzes vom 07.02.2023 (GVBl. S. 29).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Artenschutz

• Die erforderliche Rodung der Gehölzbestände ist nur im Zeitraum zwischen Anfang Oktober und Ende Feb-
ruar außerhalb der Brut- und Aufzuchtphase von Vögeln durchzuführen (V 1 P).

Bauausführung / Materialwahl

• Aus gesundheitlichen und ökologischen Gesichtspunkten ist bei der Wahl von Baumaterialien auf schad-
stoff- und emissionsarme Bauprodukte zu achten. Es wird auf die kostenlose Broschüre „Zukunft Bauen 
– Ökologische Baustoffwahl“ unter https://www.weco-bis.de/fileadmin/images/Sonderthemen/Zukunft-
BAU_Brosch%c3%bcre.pdf verwiesen.

• Straßenabläufe und ähnliche Vorrichtungen sind mit bautechnischen Fluchtmöglichkeiten für Kleintiere in 
Form von z.B. Ausstiegshilfen zu versehen.

• Zur Vermeidung erhöhter Kollisionsverluste von Vögeln an Fenstern und/oder sonstigen Glaselementen sind 
„vogelfreundliche“ Verglasungen und Gestaltungselemente aus Glas zu berücksichtigen. Für weitere In-
formationen/Hinweise siehe auch „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht (Schmid, H., W. Doppler, D. 
Heynen & M. Rössler (2012)).

• Verwendung von Materialien bzw. Anstrichen mit einem hohen Rückstrahlvermögen (Reflexionsstrahlung) 
bei Fassaden- und Dachkonstruktionen zur Minimierung von „Wärmeinseleffekten“ im Bereich von Gebäu-
den gem. § 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO RP. Der Grad der Reflexion (Albedo-Wert) der zu verwendenden Mate-
rialien darf den Wert von 0,3 nicht unterschreiten.

Baumschutz

• Die im Maßnahmenplan gekennzeichneten Gehölzbestände sind bei Bauarbeiten im Umfeld aus ökologi-
schen und landschaftsgestalterischen Gründen gemäß DIN 18 920 zu schützen.

• Als Schutzmaßnahmen sind in erster Linie zu berücksichtigen:

• keine Abgrabungen und Aufschüttungen im unmittelbaren Wurzelbereich,

• Vermeidung von Bodenverdichtungen im Wurzelbereich,

• Schutz des Stammes und des Astwerkes bei Bauarbeiten im unmittelbaren Umfeld,

• Abgrenzung des Baufelds,

• bei Abgang sind Ersatzneupflanzungen vorzunehmen,

• keine Lagerung von Baumaterialien und Baumaschinen in der Nähe des Gehölzbestandes.

Bodenschutz

• Es wird empfohlen, bei Neubauvorhaben objektbezogene Baugrunduntersuchungen durchzuführen. Die 
einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, sind zu beach-
ten.

• Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.

Brandschutz

• Die Landesbauordnung in der derzeit gültigen Fassung anzuwenden.

• Die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr“ i.V.m. der DIN 14090 ist zu beachten und umzusetzen. Die Er-
schließungsfläche ist entsprechend auszubilden. Die Kurvenradien sind für die Straßen- und Wegeführung 
zu beachten und einzuhalten. Im Bereich von Parkbuchten und ausgewiesenen Parkflächen muss eine 
lichte Breite der Restfahrbahn von 3,50 m (Lichtraumprofil beachten) vorhanden sein. Stichstraßen, die 

HINWEISE

TEIL A: PLANZEICHNUNG
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DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage Kernplan: 08.12.2022Grundlage: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2019)

mehr als 50 m lang sind, sind mit einem Wendehammer in, für Einsatzfahrzeuge, ausreichender Dimension 
zu planen und auszuführen. 

• Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 1 bis 3 (Fußbodenhöhe ≤ 7 m über der mittleren Geländehöhe) können 
(tragbare) Leitern der Feuerwehr zum Einsatz kommen. 

• Eine Rettungshöhe > 8 m über Geländeoberfläche in jedem Geschoss (auch der nicht Vollgeschosse im 
Dachraum) von Nutzungseinheiten bedarf der einvernehmlichen Abstimmung mit der für den Brandschutz 
zu-ständigen Stelle im Landkreis Kaiserslautern (Brandschutzdienststelle). 

• Die Aufstellflächen müssen frei von Hindernissen jeglicher Art, jederzeit begehbar und standsicher sein. 

• Gemäß dem Arbeitsblatt DVGW W405 ist der Löschwasserbedarf bei einer Geschossflächenzahl ≤ 0,7 
mit mindestens 48 m3/h über die Dauer von 2 Stunden anzusetzen. Die Abstände zwischen zwei Hydran-
ten dürfen 140 m Straßenlänge (Abwicklung) nicht überschreiten, so dass im ungünstigsten Fall 70 m 
Schlauchleitung verlegt werden muss. In Bezug auf die Umkreisregelung aus dem Arbeitsblatt W405 zu 
beachten.

Denkmalschutz

• In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich bislang keine archäo-
logische Fundstelle resp. Grabungsschutzgebiet verzeichnet. Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich 
im Boden vorhandenen, prähistorischen Denkmale bekannt. Eine Zustimmung der Direktion Landesarchäo-
logie ist daher grundsätzlich an die Übernahme folgender Auflagen gebunden:

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBl.,2008, 
S.301) sowie durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. S. 245) hinzuweisen. Danach ist jeder 
zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich un-
verändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht 
von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein 
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden 
Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchge-
führt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. not-
wendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen 
erforderlich.

• Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher 
unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können. 

• Es wird darauf hingewiesen, dass die Meldepflicht besonders für die Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Erschließungsmaßnahmen gilt. Diese Meldepflicht liegt beim Vorhabenträger im Sinne der Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur zur Durchführung von § 21 Abs. 
3 DSchG Punkt 2 sowie für die späteren Erdarbeiten beim Bauträger/ Bauherr.

• Rein vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenk-
mäler (wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von 
Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden. 

• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht für archäologische Funde bzw. Befunde 
gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

Haftungsfreistellung Waldabstand

• Wegen der Gefahr umstürzender Bäume und dem Übergreifen von Bränden ist dem zu nahen Heranrücken 
einer Bebauung an den bereits vorhandenen Wald (Flurstücke 572 und 574) bauordnungsrechtlich ent-
gegenzutreten. Rechtsgrundlage hierzu bildet § 3 (1) LBauO: „Bauliche Anlagen sind so zu errichten, dass sie 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie die natürlichen Lebensgrundlagen nicht gefährden.“ Ein Sach-
verständigengutachten wird empfohlen. Der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks hat zugunsten des 
jeweiligen Eigentümers des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienst-
barkeit mit dem Inhalt zu bestellen, die forstwirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung 
betroffenen Grundstücks einschließlich sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit 
auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu verzichten. 

Immissionsschutz

• In den Teilen des geplanten Wohngebiets, die im Einwirkungsbereich der über das Plangebiet verlaufenden 
Hochspannungsfreileitung liegen, ist auf die Einhaltung der Grenzwerte der Verordnung zum Schutz vor 
elektromagnetischen Feldern zu achten.

Landschaftspflegerische Hinweise und Empfehlungen
• Es wird empfohlen, im gesamten Allgemeinen Wohngebiet (WA) die Fassaden von Garagen sowie offene 

Carports durch das Anpfl anzen von Rank-, Kletter- oder Schlingpfl anzen (gegebenenfalls je nach Art mit zu-
sätzlichen Rankhilfen / Ranksystemen an der Fassade) intensiv zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Eine 
Fassadenbegrünung der Hauptbaukörper ist zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Verbesserung 
des Mikroklimas ausdrücklich erlaubt. Der Pfl anzabstand ist in Abhängigkeit von dem Begrünungssystem, 
der Pfl anzenauswahl sowie dem Standort zu wählen. Die Pfl anzbeete müssen mind. 0,5 m² groß und min-
destens 0,5 m tief sein. Der durchwurzelbare Bodenraum muss mind. 1 m³ betragen. Es ist zulässig maximal 
die Hälfte des Pfl anzbeetes mit wasserdurchlässigem Pfl aster zu befestigen (M 6 P).

• Es wird empfohlen, Flachdächer und flach geneigte Dächer von Hauptgebäuden sowie Nebenanlagen, Ga-
ragen, Carports, usw. mit einem Neigungswinkel von bis zu 15° als artenreiches Grün- und Retentionsdach 
anzulegen. Die Dachbegrünung mit einer mindestens 6-15 cm dicken Substratschicht hat fachgerecht mit 
klimaangepasstem, vorzugsweise heimischem Pflanz- und Saatgut zu erfolgen. Auf eine Dachbegrünung 
kann auf Teilflächen verzichtet werden, soweit technische Ein- und Aufbauten, insbesondere solche zur Be-
lüftung und Belichtung, dem entgegenstehen und diese gemäß anderen Festsetzungen zulässig sind. Eine 
Nutzung als Dachgarten ist zulässig. Dabei ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte 
und vitale Wachstum von Gräsern, Polsterstauden und zwergigen Gehölzen auch während länger anhalten-
der Hitze- und Trockenheitsperioden gewährleistet (M 7 P).

Niederschlagswasserbewirtschaftung 

• Eine Nutzung des Niederschlagswassers als Brauchwasser ist erwünscht und zu empfehlen. Bei der Anlage 
von Regenwassernutzungsanlagen ist die DIN 1989 zu beachten. Auf eine strikte Trennung von Trink- und 
Brauchwassersystemen wird hingewiesen.

Starkregen

• Das Plangebiet liegt zum Teil in einem Gebiet, das von Starkregenereignissen betroffen sein kann. Daraus 
resultiert die Empfehlung einer an diese Lage angepassten Bauweise. Die dazu in der einschlägigen Literatur 
(z.B. in der Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung „Hoch-
wasserschutzfibel Objektschutz und bauliche Vorsorge“ des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauweisen vom Februar 2022) aufgeführten Empfehlungen (bspw. Keller allenfalls mit wasserdich-
ter, auftriebssicherer Wanne oder Verzicht auf Keller; hochwassersichere Lagerung hochwassergefährdender 
Stoffe, Anpassung der Erdgschosshöhen, etc.) sollen beachtet werden.

• Im Rahmen der Erschließungsplanung ist, unter Berücksichtigung der bestehenden Platzverhältnisse und 
topographischen Gegebenheiten, die Ausgestaltung von Entwässerungsgräben und eines Notabflussweges 
entlang der nördlichen Haupterschließung zu berücksichtigen.

Versorgungsleitungen

• Bei der Erschließung des Baugebietes werden bereits die Anschlussleitungen zur Stromversorgung der ein-
zelnen Grundstücke bis auf die Grundstück verlegt. Die Anschlussleitungen liegen somit bereits unterirdisch 
auf den einzelnen Grundstücken und stehen unter elektrischer Spannung. Vor der Durchführung von Arbei-
ten auf den Grundstücken und bei Projektierung baulicher Anlagen muss sich der Bauherr / Eigentümer  mit 
dem zuständigen Versorgungsträger in Verbindung setzen, um sich über die genaue örtliche Lage dieser 
Anschlussleitungen zu erkundigen, damit Sach- und Personalschäden vermindert werden können.

• Bei der Gestaltung der Grünflächen ist darauf zu achten, dass nur Bäume und Sträucher zur Bepflanzung vor-
gesehen werden dürfen, die den Bestand der Leitungen nicht gefährden. Notwendige Rückschnitte an oder 
die Entfernung von leitungsgefährdenden Gehölzen sind in jedem Fall durch den Eigentümer zu vertreten.

Freiraumgestaltungsplan  

• Der Ortsgemeinde ist zu jedem Bauantrag ein Nivellement mit einzureichen, aus dem die Geländemodellie-
rung einschließlich Stützmauern etc. hervorgeht. Zusätzlich ist ein Freiraumgestaltungsplan beizulegen.

Stadtwerke Ramstein-Miesenbach GmbH

• In den höher gelegenen Bereichen ab ca. 255 m ü.NN ergeben sich in der Trinkwasserversorgung Nutzungs-
einschränkungen, die nur durch hauseigene Druckerhöhungsanlagen ausgeglichen werden können.

• Die Stadtwerke Ramstein-Miesenbach beabsichtigen über privatrechtliche Verträge einen Anschluss- und 
Benutzungszwang an das Kalte Nahwärmenetz für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Wohnbau-
fläche Hasenwiesen“ umzusetzen. Demnach ist der Wärmebedarf aus dem Wärmeversorgungsnetz zu de-
cken (Benutzungszwang). Die Grundstücke sind an die Kalte Nahwärmeversorgungsanlagen anzuschließen 
(Anschlußzwang).

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist beim Bauamt der Verbandsgemeinde 
Ramstein-Miesenbach möglich.

Bei der Konzeption der Gestaltung der öffentli-
chen Grünfläche sind Lebensraumansprüche von im 
Umfeld vorkommenden Arten zu berücksichtigen. Die 
Anlage von wichtigen Lebensraumelementen wie z.B. 
Steinhaufen für Eidechsen ist daher zulässig. Die 
Anlage von parküblichen Elementen wie z.B. Bänke, 
Sitzmöglichkeiten, Wegen ist nur bis auf 15% der 
Fläche zulässig. Eine Anpflanzung von Gehölzen ist 
auf mindestens 10% der Gesamtfläche zulässig. Die 
bereits vorhandenen Strukturen (z.B. Gehölze) sind zu 
erhalten.

Die Fläche ist extensiv zu pflegen, eine Ausbildung 
zu Rasenflächen ist nicht zulässig. Die Mahd ist max. 
zweimal jährlich durchzuführen. Das Mahdgut ist nach 
den Pflegemaßnahmen abzutransportieren. Die Mahd 
der Blühstreifen hat im Frühjahr zu erfolgen. Dies 
dient der Schaffung von Überwinterungsquartieren 
und Nahrungsangeboten im Winter. Eine Nutzung von 
Pestiziden und Düngemitteln ist nicht zulässig.

19. NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN 
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23B BAUGB

Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche 
Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien 
(insbesondere Solarenergie) vorzusehen. Hierbei han-
delt es sich u. a. um Leitungsstränge, Schächte, ggf. 
auch statische Aufwendungen im Dachbereich.

20. ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

M 4 P
Die nicht überbauten, unbefestigten Grundstücksfl ächen 
innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind als 
Vegetationsfl ächen gärtnerisch anzulegen und dauer-
haft zu erhalten. In den Vegetationsfl ächen ist nur 
die Verwendung von offenporigen, wasserdurchläs-
sigen Materialien erlaubt. Großfl ächig mit Steinen 
bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur 
Gestaltung verwendet werden, und Pfl anzen nicht 
oder nur in geringer Zahl vorkommen (sog. Stein-, 
Schotter- bzw. Kiesgärten), sind nicht zulässig.

Mindestens 20% der nicht überbaubauten 
Grundstücksfl ächen sind mit einer standortgerechten 
Strauchpfl anzung anzulegen. Entlang des nördlichen 
und westlichen Randes des gesamten Allgemeinen 
Wohngebietes ist die Strauchbepfl anzung vorzugs-
weise entlang der Grundstücksgrenzen zur freien 
Landschaft hin anzupfl anzen.

Je angefangener 150 m² Grundstücksfl äche ist ein 
kleinkroniger Laubbaum- oder Obstbaum-Hochstamm 
zu pfl anzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige 
Gehölze sind durch Neupfl anzungen zu ersetzen. 
Stellplätze sind hierbei durch Baumpfl anzungen zu 
begrünen. Pro 2 oberirdischer Stellplätze ist min-
destens ein standortgerechter Laubbaum-Hochstamm 
anzupfl anzen und dauerhaft zu erhalten (dieser Baum 
zählt zu der Gesamtzahl der anzupfl anzenden Bäume 
dazu). 

Pfl anzvorgaben / Pfl anzqualität
Im Bereich der externen Kompensationsfl ächen und im 
Bereich der Anpfl anzungsfl ächen in den öffentlichen 
Grünfl ächen ist gebietsheimisches (zertifi ziertes Regio-
Saatgut Ursprungsgebiet 9) und standortgerechtes 
Pfl anzmaterial (Vorkommensgebiet 4) zu verwenden.

Bei den Pfl anzungen sind die Vorgaben folgender FLL-
Richtlinien mit aktuellem Stand zu berücksichtigen:
• Empfehlungen für Baumpfl anzungen Teil 1 und Teil 

2,
• Empfehlungen für Begrünungen mit gebietsheimi-

schem Saatgut,
• Dachbegrünungsrichtlinien.

Die anzupflanzenden Gehölze müssen den 
Gütebestimmungen für Baumschulpfl anzungen der 
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung-
Landschaftsbau e.V. (FLL) entsprechen. Die 
Mindestqualität der zu pfl anzenden Gehölze beträgt:
• Laubbaum-Hochstämme - 3 x verpfl anzt, Stamm-

umfang mind. 16 - 18 cm
• Obstbaum-Hochstämme - ohne Ballen, STU 10 - 12 

cm
• Sträucher - 2 x verpfl anzt, Höhe 60 - 100 cm

Pflanzabstände
Sträucher sind in einem Abstand von 1,50 m unter-
einander zu pflanzen.

Zeitpunkt der Pflanzungen
Alle festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen im 
Allgemeinen Wohngebiet sollten spätestens 2 Jahre 
nach Bezugsfertigkeit der Baukörper bzw. nach Anlage 
der Gartenflächen realisiert werden.

Die Pflanzungen im Bereich der Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft und der öffentlichen Grünflächen 
sollten spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der 
Erschließung bzw. nach Beendigung der Erdarbeiten 
umgesetzt worden sein.

Gehölzliste
Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl 
geeigneter und überwiegend einheimischer Arten. Die 
Liste ist nicht abschließend.

Die Verwendung von Kultivaren der vorliegenden Arten 
und Ziersträuchern ist statthaft.

Die mit * gekennzeichneten Gehölze sind besonders 
trockenheitstolerant.

A - Private Grünflächen

Baumarten II. Ordnung (Klein-/Schmalkronige Bäume)
Acer campestre i. V. Sorten - Kegel-Feldahorn*
Acer plat. ‘Columnare’ - Säulen-Spitzahorn
Acer plat. ‘Emerald Queen’ - Spitzahorn
Acer. plat ‘Globosum’ - Kugelahorn
Acer freemanii ‘Armstron’ - Schmalkroniger Rotahorn*
Acer rubrum - Rotahorn*
Aesculus carnea - Purpurkastanie*
Amelanchier arborea ‘Robin Hill’- Felsenbirne*
Carpinus bet. ‘Fastigiata’ - Säulen-Hainbuche
Carpinus betulus - Hainbuche
Corylus colurna - Baumhasel*
Crataegus ‘Paul’s Scarlet’ - Rotdorn
Betula pendula ‘Fastigiata’ - Birke
Sorbus thuringiaca ‘Fastigiata’ - Säulen-Mehlbeere*

Obstgehölze (Auswahl)
Alte regionale Obstsorten
Apfelsorten  - Danziger Kantapfel
   - Graue Herbstrenette
   - Ontario
Birnensorten  - Madame Verté
   - Stuttgarter Geishirtle

Mispel

Neue Obstsorten
Apfelsorten - Topaz
Birnensorten  - Williams Christ
   - Harrow Sweet
Quittensorten - ‚Cydora robusta‘
Zwetschge - Hauszwetschge

Weitere Obstsorten sind der Empfehlungsliste des 
Verbandes der Gartenbauvereine Saarland - Rheinland-
Pfalz e.V. unter: https://www.gartenbauvereine.de/
saarland_rheinland-pfalz/streu-obst/obstwiesen/emp-
fehlenswerte-streuobstsorten
oder der Broschüre „Obstsorten für den Streuobstbau 
in Rheinland-Pfalz“ unter: https://rlp.nabu.de/imperia/
md/nabu/images/regional/rheinland-pfalz/gelbeseiten/
streuobst-sorten-liste_rlp_2018.pdf zu entnehmen.

Sträucher
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel
Cornus mas - Kornelkrische*
Corylus avellana - Hasel
Crataegus monogyna ‘Compacta‘ - Kugelzwerg-
Weißdorn
Euonymus europaea - Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare - Liguster
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Rosa spec. - Wildrose*
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
Viburnum opulus - Gewöhnlicher Schneeball

bodendeckende Sträucher / Stauden
Euonymus fortunei - Kriechspindel
Geranium macorrhizum - Storchschnabel
Hedera helix - Efeu
Lavandula angustifolia - Lavendel
Potentilla fruticosa - Fünffingerstrauch
Rosa spec. - bodendeckende Rose
Vinca minor - Immergrün

Kletterpflanzen

Selbstklimmer:
Parthenocissus tricuspidata
Veitchii‘ - Wilder Wein
Hedera helix - Efeu

Gerüstkletterpflanzen:
Clematis Hybr. - Waldrebe
Polygonum aubertii - Knöterich
Lonicera heckrottii - Geißblatt

MASSNAHMENPLAN (GRÜNORDNERISCHE MASSNAHMEN)

Quelle: LF-Plan - Planungsbüro für Landschaftsökologie und Freiraumgestaltung; Maßstab: 1:750

EXTERNE KOMPENSATIONSMASSNAHMEN

Quelle: LF-Plan - Planungsbüro für Landschaftsökologie und Freiraumgestaltung; Maßstab: 1:2.000

Stauden für Mauern

Sonnige Standorte
Dianthus cathusianorum - Kartäusernelke
Euphorbia spec. - Wolfsmilch-Arten
Saxifraga spec. - Steinbrech-Arten
Sedum spec, - Wildarten des Mauerpfeffers
Sempervivum spec. - Hauswurz-Arten

Halbschattige bis schattige Standorte
Asplenium ruta-muraria - Mauer-Streifenfarn
Cymbalaria muralis - Zimbelkraut
Sedum spec. - Mauerpfeffer-Arten
z.B. Sedum spurium

21. EXTERNE KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB 

A 9 Ö
Im Nordosten des Ortsteils Schrollbach (Parzellen 2084, 
2093 und 1671 Gemarkung Obermohr/Schrollbach) ist 
die Entwicklung eines strukturreichen und vielfälti-
gen, feuchten Biotopkomplexes mittels einer extensi-
ven Bewirtschaftung der Grünländereien vorzusehen. 
Ergänzend hierzu wird die Ökokontofl äche (rd. 4.070 
m²) auf dem westlichen Teil der Parzelle 1671/1 
(Gemarkung Obermohr) abgebucht und zu einem 
Teil des Biotopkomplexes. Ziel der Ökokontofl äche 
ist die Entwicklung einer extensiv zu nutzenden 
Grünlandfl äche mittels Ansaat.

Die Pfl ege der Grünländereien ist so zu konzipie-
ren, dass eine naturschutzfachlich möglichst hohe 
Wertigkeit der Flächen entsteht. Eine Beweidung der 
Fläche ist vorzuziehen.

Darüber hinaus ist die Anlage von Uferrandstreifen 
mit einer Breite von mind. 5 m entlang der 
Gewässerstrukturen im Gebiet vorzusehen. Die Anlage 
der Uferrandstreifen erfolgt mittels Ansaat mit einer 
zertifi zierten, standortgerechten und kräuterreichen 
(mind. 50 % Kräuteranteil) Regio-Saatgutmischung 
(Herkunftsregion 9) für Ufersäume.

Eine Veränderung der entstehenden Biotopstrukturen 
im Rahmen von Renaturierungsmaßnahmen im Bereich 
der vorhandenen Fließgewässer ist zulässig. Hierzu 
gehören z.B. Veränderungen der Gewässerläufe in den 
Grünländereien, Verschiebung bzw. Veränderungen 
der Uferrandstreifen, Anlage von Kleingewässer usw.

Das im Nordwesten der Ortslage Schrollbach zu eta-
blierenden feuchten Grünlandkomplex ist möglichst 
folgendermaßen zu pflegen:
• Dauerpfl ege des Biotopkomplexes durch extensive 

Beweidung ohne Zufütterung auf der Fläche. Stellt 
die Beweidung eine zu starke Beeinträchtigung der 
Vegetation (reduzierte Aufwuchs) dar, sollte jährlich 
auf einer Fläche von 10 bis 40 % der Gesamtfl äche 
eine Aussparung erfolgen,

• die Besatzdichte bei der Standweide sollte zwischen 
0,4 bis 1 GVE je Hektar/Jahr liegen. Es ist jedoch 
vordergründlich eine Umtriebsweide anzuwenden, 
Die einzelnen Flächen sollten jeweils zwei bis drei 
Mal mit einem Abstand von 10 Wochen beweidet 
werden,

• typische Strukturen extensiver Weiden wie Gehölz-
inseln, Totholz, Trittstellen usw. sind zu erhalten,

• Auswahl der Lage von Tränken, Salzlecksteinen und 
ähnliches unter Berücksichtigung der Vegetations-
entwicklung,

• Verzicht auf Düngung und den Einsatz von Pestizi-
den oder sonstigen Pflanzenschutzmitteln.

• Bei Brutverdacht bodenbrütender Vogelarten sind 
die festgestellten Neststandorte abzuzäunen, um 
eine Zerstörung des Geleges durch Tritt zu verhin-
dern.

22. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan. 

Quelle: LF-Plan - Planungsbüro für Landschaftsökologie und Freiraumgestaltung; Maßstab: 1:2.000

Quelle: LF-Plan - Planungsbüro für Landschaftsökologie und Freiraumgestaltung; Maßstab: 1:2.000

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Allgemeines Wohngebiet WA

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, welche die Wohnruhe nicht we-
sentlich stören, zugelassen werden.

Ein Ziel des Bebauungsplanes besteht darin, 
ein Gebiet zu entwickeln, das vorwiegend 
dem Wohnen dient. Auch vereinzelt das 

Wohnen ergänzende und mit dem Wohnen 
verträgliche Nutzungen sind hier denkbar 
(z.B. nicht störende Dienstleister, nicht stö-
rende Handwerks- und Gewerbebetriebe, 
freiberufliche Nutzung).

Die östlich des Plangebiets gelegene Be-
bauung der Straße „Attigfelder“ dient 
ebenfalls überwiegend dem Wohnen bzw. 
als Standort von Nutzungen, welche die 
Wohnruhe nicht wesentlich stören (Allge-
meines Wohngebiet, Bebauungsplan von 
2000). Die nordöstlich angrenzende Bebau-
ung ist nach dem Bebauungsplan „Auf den 
Münchäckern“ von 2006 zwar als Mischge-
biet ausgewiesen, hat sich jedoch überwie-
gend zum Wohnen entwickelt. 

Dem Ziel der Intensivierung der 
Wohnnutzung wird Rechnung getragen. 

Bauplanungsrechtlich ist durch die Auswei-
sung des Allgemeinen Wohngebiets nicht 
von Beeinträchtigungen auf die angrenzen-
den Wohngebiete auszugehen. Somit ist die 
Sicherung gesunder Wohnverhältnisse ge-
wahrt.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Katalogs des Allgemeinen Wohngebiets an 
diesem Standort realisierungsfähig. 

Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Anla-
gen für sportliche Zwecke werden ausge-
schlossen, da diese aufgrund ihrer mögli-
chen Immissionsbelastung nachteilige Aus-
wirkungen auf die Wohnnutzung sowie auf 
die Wohnruhe und -qualität haben können. 
Auch dem üblicherweise erhöhten Flächen-
bedarf und den baulichen Anforderungen 
dieser Nutzungen kann an diesem Standort 
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nicht Rechnung getragen werden. Insbe-
sondere Tankstellen haben üblicherweise 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen und sind 
auf eine gute Erreichbarkeit  entlang von 
Hauptdurchgangsstraßen angewiesen. Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen sind darü-
ber hinaus aus gestalterischen Aspekten 
nicht in das Wohngebiet integrierbar.

An anderer Stelle im Gemeindegebiet sind 
ausreichend Flächen bzw. geeignetere 
Standorte für die ausgeschlossenen Nut-
zungen vorhanden.

Die der Versorgung des Gebiets dienenden 
Läden, Betriebe des Beherbergungs- 
gewerbes, sonstige nicht störende Gewer-
bebetriebe und Anlagen der Verwaltung  
sind darüber hinaus - aufgrund der Zufahrt, 
der Lage am Ortsrand und der Unterbrin-
gung des ruhenden Verkehrs - nicht allge-
mein, sondern nur ausnahmsweise, nach 
Einzelfallprüfung, zulässig.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 im Allge-
meinen Wohngebiet entspricht gemäß § 17 
BauNVO den Bemessungsobergrenzen für 
die bauliche Nutzung in Allgemeinen Wohn-
gebieten und orientiert sich an der städte-
baulichen Konzeption sowie dem Bestand 
der angrenzenden Wohnbebauung: „Auf 
den Münchäckern“ GRZ 0,4 und „Attigfel-
der“ GRZ 0,35. Hierdurch wird eine optima-
le Auslastung der Grundstücke bei geringer 
Verdichtung geschaffen. Die entstehende 
Grundstücksbebauung lässt auf den Grund-
stücken somit ausreichend Freiflächen für 
eine Durchgrünung. Weiterhin wird ein 
sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
sichergestellt.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
insbesondere durch die Grundflächen von 

Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahr-
ten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO bis zu einer GRZ von 0,6 (im Allge-
meinen Wohngebiet) überschritten werden 
(gesetzlich vorgesehene Abweichungsre-
gel). Damit wird sichergestellt, dass ledig-
lich untergeordnete Nebengebäude/ 
Nebenanlagen zu einem höheren Maß der 
baulichen Nutzung führen werden. Unver-
tretbaren Versiegelungen durch Hauptge-
bäude wird damit begegnet, die anteilsmä-
ßige Flächenbegrenzung wird gewahrt.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich an 
der städtebaulichen Konzeption und am Be-
stand - sie entspricht weitgehend der Ge-
schosszahl in den angrenzenden Wohnge-
bieten.

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets 
sind sowohl Einzelhäuser als auch Doppel-
häuser zulässig, die bis zu 2 Vollgeschosse 
aufweisen dürfen. 

Die Festsetzung der Vollgeschosse ermög-
licht insgesamt die Wahrung des städtebau-
lichen Charakters der Umgebung, die Ent-
wicklung ortstypischer Bauformen und die 
Anpassung der geplanten Gebäude an den 
angrenzenden Bestand.

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann vermieden werden, 
dass es durch eine Ausnutzung der 
Geschossigkeit (Staffelgeschoss) zu einer 
unerwünschten Höhenentwicklung kommt. 

Einer Beeinträchtigung des Ortsbilds wird 
damit entgegengewirkt. 

Höhe baulicher Anlagen

Neben der Festsetzung der Zahl der Vollge-
schosse wird die Höhenentwicklung im Be-
bauungsplangebiet durch die Festsetzung 
der Gebäudeoberkante exakt geregelt.

Wie bei der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhenent
wicklung auf eine Maximale begrenzt und 
so ein relativ einheitliches Erscheinungsbild 
im Plangebiet sichergestellt sowie einer Be-

einträchtigung des Erscheinungsbilds des 
Umfelds entgegengewirkt. Auch die Höhe 
baulicher Anlagen orientiert sich weitge-
hend an der Wohnbebauung der an das 
Plangebiet angrenzenden Bebauung.

Durch die Höhenfestsetzung wird die Ein-
heitlichkeit von Bestand und geplanter Nut-
zung gewährleistet. Einer gegenüber dem 
Bestand unverhältnismäßigen überdimen-
sionierten Höhenentwicklung wird vorge-
beugt. Hierdurch soll verhindert werden, 
dass durch Nicht-Vollgeschosse (z. B. durch 
Staffelgeschosse) eine unverhältnismäßige 
Ausnutzung erfolgt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhe ist der Festsetzung 
zu entnehmen.

Photovoltaikmodule / Solaranlagen inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und 
Bauteile dürfen die zulässige Oberkante 
überschreiten, da sie einen Beitrag zum 
Klimaschutz darstellen und ihnen im Sinne 
der Nachhaltigkeit Vorrang einzuräumen ist.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden. 

Die Festsetzung der offenen Bauweise er-
möglicht eine aufgelockerte Bebauung, die 
im Wesentlichen der Baustruktur der an-
grenzenden Wohnbebauung entspricht. Da-
mit wird eine Anpassung des Plangebiets an 
das typische Ortsgefüge sowie eine größt-
mögliche Flexibilität bei der Bebauung ge-
währleistet. Um einen eher kleinteiligen 
Charakter der Bebauung zu erzielen wird 
die Gebäudelänge auf maximal 30 m und 
die Gebäudetypologien auf Einzel- und 
Doppelhäuser begrenzt

Im Bebauungsplangebiet ist für den Bau 
von Doppelhäusern eine Grenzbebauung 
zulässig. Die Realisierung von Doppelhäu-
sern wäre ansonsten nicht möglich.
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Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche im Plangebiet 
definiert und damit die Verteilung der bauli-
chen Anlagen auf den Baugrundstücken ge-
regelt. Die Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreiben die überbaubare 
Grundstücksfläche, wobei die Baugrenzen 
durch die Gebäude nicht überschritten wer-
den dürfen.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich an der städtebaulichen Konzeption.

Die Abmessungen der durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufenster wurden so ge-
wählt, dass den Bauherren für die spätere 
Realisierung ausreichend Spielraum ver-
bleibt, gleichzeitig aber eine umweltgerech-
te, sparsame und wirtschaftliche Grund-
stücksausnutzung erreicht wird. 

Aufgrund des großzügigen Zuschnittes der 
Baufenster sollen Nebenanlagen nach § 14 
BauNVO innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche untergebracht werden. 
Mit Ausnahme der Grundstücksflächen im 
Bereich der Schutzstreifen der 20kV-Freilei-
tung umfasst das Baufenster nahezu das 
gesamte Grundstück. Lediglich bauliche An-
lagen, die nach Landesbauordnung in den 
Abstandsflächen zulässig sind, sollen von 
dem Ausschluss nicht erfasst werden. Zur 
Anordnung von Stellplätzen, Garagen und 
Carports wird auf die hierfür gesondert ge-
troffene Festsetzung verwiesen.

Von der Bebauung freizuhal-
tende bzw. nur eingeschränkt 
nutzbare Schutzflächen; hier: 
Schutzstreifen 20-kV-Freilei-
tung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Durch den nördlichen Teil des Plangebiets 
verläuft eine 20-kV-Freileitung, welche in-
nerhalb eines Schutzstreifen von 10m beid-
seits der Leitungsachse nicht, oder nur ein-
geschränkt zu bebauen ist. 

Weiterhin ist um den Maststandort ein Be-
reich von 8 m Radius freizuhalten. Alle lei-
tungsgefährdenden Maßnahmen sind un-
zulässig. Als leitungsgefährdend gelten hier 

insbesondere die Errichtung von Gebäuden 
/ sonstigen baulichen Anlagen, Auffüllun-
gen, Abgrabungen oder Anpflanzungen so-
wie alle über- und unterirdische Verrichtun-
gen, welche die Zugänglichkeit des Mastes 
einschränken oder dessen Standsicherheit 
beeinflussen.

Dies gewährleistet den ordnungsgemäßen 
Betrieb der Freileitung, sowie den Schutz 
der menschlichen Gesundheit.

Eine sonstige Nutzung (z.B. Stellplätze) ist 
im Einzelfall mit dem Leitungsträger abzu-
stimmen.

Fläche für Stellplätze, Garagen 
und Carports

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung für Stellplätze dient der 
Ordnung des ruhenden Verkehrs durch ein 
ausreichendes Stellplatzangebot auf den je-
weiligen Grundstücken. Zudem werden Be-
einträchtigungen der bereits bestehenden 
Bebauung in der Nachbarschaft des Plange-
biets vermieden (Parksuchverkehr etc.). Je 
Wohneinheit sind 2 Einstellmöglichkeiten 
auf den Privatgrundstücken zu errichten.

Die Zulässigkeit von Stellplätzen auch 
außerhalb der Baugrenzen dient der Flexibi-
lität bei der Bebaubarkeit der Grundstücke 
und gewährleistet, dass Stellplätze z.B. im 
seitlichen Grenzabstand errichtet werden 
können.

Die Festsetzung eines Mindestabstandes 
der Garagen / Carports von 5 m zur Stra-
ßenbegrenzungslinie ermöglicht die Unter-
bringung eines weiteren Stellplatzes vor der 
Garage (bzw. dem Carport).

Mit der getroffenen Festsetzung ist gewähr-
leistet, dass der erforderliche Stellplatznach
weis ausschließlich auf den Grundstücken 
erfolgt. Darüber hinaus trägt die Festset-
zung dazu bei, dass ruhender Verkehr auf 
den neu zu errichtenden Verkehrsflächen 
weitgehend vermieden wird.

Höchstzulässige Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Zahl der 
Wohnungen im Allgemeinen Wohngebiet 
auf max. 2 Wohnungen je Wohngebäude 
verhindert die Entstehung von Gebäuden 
mit einer Vielzahl von Wohnungen und da-

mit ein erhöhtes Verkehrsaufkommen. Die 
Festsetzung gewährleistet darüber hinaus 
ein harmonisches Einfügen des Neubauge-
bietes in den bestehenden Siedlungskörper 
der Ortsgemeinde Steinwenden. Durch die 
Beschränkung der max. Wohneinheiten je 
Wohngebäude sind ausschließlich Hausfor-
men realisierbar, die dem gewachsenen 
Siedlungskörper entsprechen.

Verkehrsflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Öffentliche Straßenverkehrsfläche

Der östliche Bereich des Feldwirtschaftswe-
ges im Norden des Bebauungsplans - Zu-
fahrt zur Straße Attigfelder - , sowie das En-
de der Friedhofstraße werden aus dem Be-
stand in den Plan als öffentliche Straßenver-
kehrsfläche übernommen und insbesondere 
der Feldwirtschaftsweg entsprechend aus-
gebaut. Mit der Festsetzung wird sicherge-
stellt, dass die Ein- / Ausfahrten langfristig 
an den verkehrstechnisch günstigsten Posi-
tionen gesichert. Zwei neue Haupterschlie-
ßungsringe bilden zusätzliche öffentliche 
Straßenverkehrsflächen mit der Funktion 
den Anliegerverkehr mit den „Sammelstra-
ßen“ zu verbinden. 

Verkehrsflächen bestimmter 
Zweckbestimmung; hier: Mischver-
kehrsfläche

Für die interne Erschließung sind Stichstra-
ßen vorgesehen, die als Verkehrsflächen be-
sonderer Zweckbestimmung - hier: Misch-
verkehrsflächen - festgesetzt werden. Durch 
die Stichstraßenerschließung in Form von 
Wohnhöfen werden diese Teile des Gebiets 
nur von den zukünftigen Anwohnern befah-
ren, Durchgangsverkehr ist nicht möglich. 
Hierdurch ergibt sich eine gesteigerte 
Wohnqualität.

Verkehrsflächen bestimmter 
Zweckbestimmung;hier: Fußweg

Die Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der 
besonderen Zweckbestimmung „Fußweg“ 
dient der Verzahnung des Plangebiets mit 
der umgebenden Bebauung für Fußgänger.

Verkehrsflächen bestimmter 
Zweckbestimmung; hier: 
Feldwirtschaftsweg

Der bestehende Feldwirtschaftsweg im Nor-
den des Plangebiets dient primär der Er-
reichbarkeit der westlich des Plangebiets 
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gelegenen landwirtschaftlichen Flächen 
und wird deshalb als „Feldwirtschaftsweg“ 
festgesetzt.

Flächen für Versorgungsanla-
gen; hier: Zentrale Kaltes Nah-
wärmenetz

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Zur Sicherstellung der Versorgung des 
Plangebietes mit Nahwärme werden zwei 
Flächen für Versorgungsanlagen; hier: Zent-
rale Kaltes Nahwärmenetz, festgesetzt.

Flächen für die Abwasserbesei-
tigung; hier: Regenrückhalte-
becken

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Entsprechend dem vorgesehen Entwässe-
rungskonzept wird im nordöstlichen Teilbe-
reich des Plangebietes eine Fläche für die 
Abwasserbeseitigung; hier: Regenrückhal-
tebecken festgesetzt.

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass 
die innerhalb des Plangebietes anfallenden 
Niederschlagswässer ordnungsgemäß be-
seitigt werden können.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Oberirdische Versorgungsleitun-
gen; hier: 20-kV-Freileitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch den nördlichen Teil des Plangebiets 
verläuft eine 20-kV-Freileitung. Außerdem 
befindet sich hier ein Maßstandort. Diese 
werden gem. ihrem Bestand in den Rechts-
plan übernommen.

Mit Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechten zu belastende Flächen

Gem. § 9 Abs.1 Nr. 13 i. V. m. Nr. 21 BauGB
Für die innerhalb des räumlichen Geltungs-
bereichs bestehende 20-kV-Freileitung wird 
zugunsten des Betreibers ein Geh-, Fahr- 

und Leitungsrecht festgesetzt. Die im Be-
bauungsplan dargestellte 20-kV-Freileitung 
kann Abweichungen gegenüber den tat-
sächlichen Bestand aufweisen. Die tatsäch-
liche Lage und somit auch Leitungsrecht er-
geben sich allein aus der Örtlichkeit. 

Zudem wird ein Leitungsrecht zur Gewähr-
leistung eines Ringschlusses der Wasser
leitung und der Kalten Nahwärme festge-
setzt.

Die mit Leitungsrechten zugunsten der be-
troffenen Versorgungsträger zu belastenden 
Flächen ermöglichen den Zugang zu den je-
weiligen Infrastrukturen zu Wartungszwe-
cken.

Öffentliche Grünfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Teilfläche, die als Pietätsabstand zum 
angrenzenden Friedhof frei gehalten wer-
den soll, wird als öffentliche Grünfläche 
festgesetzt. 

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung von Verbots-
tatbestände nach §§ 19 und 44 BNatSchG. 
Darüber hinaus sollen die Festsetzungen 
dazu beitragen, die Beeinträchtigungen der 
durch das Planvorhaben induzierten Eingrif-
fe zu mindern und so weit wie möglich aus-
zugleichen.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Wohngebietes am 
Siedlungsrand von Steinwenden, der bereits 
bestehenden Wohnbebauung in direkter 
Nachbarschaft und des Übergangs zur 
freien Landschaft im Norden ist die hoch-
wertige und qualitätsvolle Ausgestaltung 
der Freiräume von besonderer Bedeutung. 
Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-

setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Ortsbild erzielt.

Bei der Gestaltung der Grünflächen ist dar-
auf zu achten, dass nur Bäume und Sträu-
cher zur Bepflanzung vorgesehen werden 
dürfen, die den Bestand der Freileitung 
nicht gefährden. Notwendige Rückschnitte 
an oder die Entfernung von leitungsgefähr-
denden Gehölzen sind in jedem Fall durch 
den Eigentümer zu vertreten. 

Überdies dient die Einschränkung von An-
pflanzungen innerhalb des Schutzstreifen 
der Sicherung der Starkstromfreileitung.

Die getroffenen grünordnerischen Festset-
zungen dienen der Eingrünung zur Steige-
rung der Aufenthaltsqualität und tragen da-
zu bei, dass eine strukturreiche und optisch 
ansprechende Durch- und Eingrünung des 
Wohngebietes geschaffen wird.

Kompensationsmaßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Bei Durchführung der vorliegenden Planung 
entsteht ein ökologisches Defizit, was nicht 
innerhalb des Geltungsbereiches kompen-
siert werden kann. Der ökologische Aus-
gleich muss durch externe Maßnahmen 
außerhalb des Bebauungsplans kompen-
siert werden.

Die einzelnen Kompensationsmaßnahmen 
sind den textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes, den Erläuterungen und 
dem Maßnahmenplan des Umweltberichtes 
zu entnehmen.

Die v.g. Festsetzung stellt somit die voll-
ständige Kompensation des aus dem 
Planvorhaben resultierenden Eingriffs in die 
Natur und Landschaft sicher.



Bebauungsplan „Wohnbaufläche Hasenwiesen“, Ortsgemeinde Steinwenden 18 www.kernplan.de

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und LWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m § 9 Abs. 4 BauGB i.V. 
m. §§ 57-63 Landeswassergesetz)

Die festgesetzte Abwasserbeseitigung dient 
der ordnungsgemäßen Entwässerung aller 
Flächen innerhalb des Plangebiets.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m § 88 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gemäß § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 4 der 
Rheinland-Pfälzischen Landesbauordnung 
(LBO) gestalterische Festsetzungen getrof-
fen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver- 
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild. 

Die getroffenen Einschränkungen zu Dach-
eindeckung und Fassadengestaltung sollen 
Auswüchse (z. B. grelle Farbtöne) verhin-
dern. 

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie auf den Dächern ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung 
und zur Verbesserung des Mikroklimas ist 
der Vorgartenbereich zwischen Straßenbe-
grenzungslinie und der straßenzugewand-
ten Baugrenze zu begrünen, mit Bäumen 
und Sträuchern zu bepflanzen und zu unter-
halten.

Zum Erhalt der natürlichen Bodenfunktio-
nen und des natürlichen Wasserhaushaltes 
sind Stellplätze, Zufahrten, sonstige Wege 
und Zugänge auf den Grundstücken flä-
chensparend und wasserdurchlässig zu ge-
stalten. Eine Vollversiegelung ist daher un-
zulässig.

Im Plangebiet sind Pkw-Stellplätze auf den 
privaten Grundstücken sowie deren Zufahr-
ten ebenso wie sonstige Wege und Zugän-
ge auf den Grundstücken flächensparend 
und wasserdurchlässig zu gestalten, was 
die Belebung der Bodenzone begünstigt.

Die Festsetzung bzgl. der Gestaltung der 
Einfriedungen (z.B. Zaun, Mauer) dient der 
Sicherung eines harmonischen Gesamtein-
drucks in dem Gebiet. Darüber hinaus wird 
die Erschließung sichergestellt. 

Durch die Einhausung bzw. sichtgeschützte 
Aufstellung von Mülltonnen sollen darüber 
hinaus nachteilige Auswirkungen auf das 
Ortsbild vermieden werden.

Die Beschränkung von Stützmauern, Auf-
schüttungen und Abgrabungen auf 2m Hö-
he und auf Orte an denen sie zur Hangsi-
cherung erforderlich sind, dient dem Erhalt 
der ursprünglichen Topografie und dem Ver-
hindern eines stückhaften Siedlungscharak-
ters.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Lebensbedingungen vor-
findet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 

Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Plangebiet hinsichtlich der Art und 
des Maßes der baulichen Nutzung, der Bau-
weise und der überbaubaren Grundstücks
flächen in die Umgebung und in die Nach-
barschaft einfügt. Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Zusätzlich 
schließen die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich oder im Umfeld zu Stö-
rungen und damit zu Beeinträchtigungen 
führen können. Die rechtskräftigen Bebau-
ungspläne in direkter Nachbarschaft haben 
inhaltlich große Überschneidungen mit den 
Festsetzungen dieses Bebauungsplans. 

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist die Berücksichti-
gung ausreichender Abstände gem. Landes-
bauordnung. Die erforderlichen Abstands-
flächen werden alle eingehalten, sodass 
ausreichend Belichtung und Belüftung ge-
währleistet werden kann.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Wohn- und Arbeitsbedingungen vor-
findet, in vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll 
die Wohnfunktion in der Ortsgemeinde 
Steinwenden gestärkt werden. Mit zu den 
wichtigsten städtebaulichen Aufgaben von 
Kommunen gehört die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnbau-
grundstücken bzw. einem entsprechenden 
Angebot von Wohnungen auf dem Immobi-
lienmarkt.

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach. Der Siedlungskörper 
von Steinwenden wird für die bauliche Ent-
wicklung zu Wohnzwecken am Ortsrand ar-
rondiert. Es entstehen neue Baugrund
stücke mit unterschiedlichen Grundstücks-
größen (flexibel parzellierbar) und verschie-
denen Angebotsformen (Einzelhäuser, Dop-

pelhäuser). Die Errichtung von Einzel- und 
Doppelhäusern entspricht dem Charakter 
der angrenzenden Wohnbebauung und der 
bestehenden Nachfrage, der damit Rech-
nung getragen wird.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbilds

Das Plangebiet stellt eine landwirtschaftlich 
genutzte Fläche am Siedlungsrand von 
Steinwenden dar. Mit der geplanten Bebau-
ung wird der Siedlungskörper sinnvoll wei-
terentwickelt und arrondiert. Ein darüber hi-
nausgehender Eingriff in die freie Land-
schaft findet nicht statt.

Der Grünzug in Form des Baumbestandes 
bleibt erhalten. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Die vorgesehenen Gebäude weisen max. II 
Vollgeschosse auf und fügen sich in die Um-
gebung ein. Die umfangreichen Eingrünun-
gen des Plangebietes tragen darüber hinaus 
dazu bei, einen harmonischen Übergang in 
die Landschaft zu schaffen und keine nega-
tiven Auswirkungen auf das Ortsbild entste-
hen zu lassen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

„Die überplanten Flächen werden haupt-
sächlich von Ackerland eingenommen. Das 
Baugebiet schließt sich hinsichtlich der be-
absichtigten Nutzungen an die bestehen-
den baulichen Nutzungen in diesem Teilbe-
reich der Ortsgemeinde an.

Durch die Erschließung des Gebietes und 
den Bau der Gebäude sowie der dazugehö-
rigen Stellplätze, Garagen, Nebenanlagen 
sowie Zuwegungen ist bei einer max. 
Grundflächenzahl von 0,6 mit einer Neuver-
siegelung von ca. 26.826 m² zu rechnen.

Die Netto-Neuversiegelung bedingt eine 
Beeinträchtigung des Wasser- und Boden-
haushaltes. Aufgrund der Planung gehen 
wenige Gehölzstrukturen wie Einzelbäume 
sowie Gebüschstrukturen und krautreiche 
Vegetationsflächen verloren. Der Verlust 

Auswirkungen des Bebauungsplans, Abwägung
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von Gehölzstrukturen aber insbesondere 
die Überprägung des Ortsrandes mit bau-
technischen Elementen wird zu einer erheb-
lichen Beeinträchtigung des lokalen 
Ortsbildes führen.

Aufgrund der Nähe von weiteren Gehölzbe-
ständen zum zukünftigen Baufeld kann eine 
Gefährdung der Vitalität weiterer Gehölze 
durch die Baumaßnahmen nicht ausge-
schlossen werden.

Weiterhin sind mit Auswirkungen insbeson-
dere für die lokalen Tierarten und das 
Landschaftsbild zu rechnen. Durch die vor-
liegende Planung werden Lebensräume für 
Insekten, Spinnentiere, Vögel und Fleder-
mäuse beansprucht.

Das Plangebiet besitzt das Potenzial, Le-
bensraum für planungsrelevante Tierarten 
zu sein. Es ist daher mit dem Eintritt der Ver-
botstatbestände nach § 44 Abs 1. Nr. 1-3 
BNatSchG zu rechnen. Von der Planung be-
troffen ist jedoch nur die Tiergruppe der Vö-
gel. Unter Einhaltung der Vermeidungs-
maßnahmen zur Durchführung der Rodung 
sind jedoch keine erheblichen Beeinträchti-
gungen zu erwarten, sodass ein Eintritt der 
Verbotstatbestände vermieden wer-den 
kann.

Zur Minimierung der Auswirkung der Pla-
nung auf die Tierwelt wird darüber hinaus 
u.a. das Gebot der Verwendung von insek-
tenfreundlicher Beleuchtung für das gesam-
te Plangebiet, die Etablierung von 
Gartenflächen mitsamt dem Verbot von 
Steingärten festgesetzt. Eine naturnahe Ge-
staltung der Gartenflächen wird ebenfalls 
vorgeschlagen, um Nahrungsräume sowie 
Trittsteinbiotope für Insekten und andere 
Tierarten zu etablieren.

Angesichts der Folgen des Klimawandels, 
die mit Starkregenereignissen und Trocken-
heitsperioden einhergehen, tragen die Emp-
fehlungen/Festsetzungen zur Dachbegrü-
nung von Flachdächern wie z.B. von Gara-
gen und die Nutzung von wasserdurchlässi-
gen Belägen dazu bei, dass das Oberflä-
chenwasser zurückgehalten wird. Zudem 
wird die Anlage von Wasserspeichereinrich-
tungen zur Wiederverwendung vorgeschla-
gen.

Zur Minderung der Auswirkung der Planung 
auf das Landschaftsbild wird die Anpflan-
zung von Gehölzbeständen in den 
Gartenflächen festgesetzt. Darüber hinaus 
ist eine Fassadenbegrünung der Wohnhäu-
ser erlaubt, die ebenfalls günstige Auswir-

kungen auf das lokale Klima und die Tier-
welt zur Folge haben wird.

Zur Kompensation der Versiegelung ist die 
Etablierung eines feuchten Biotopkomple-
xes mit Feuchtstellen nordöstlich von 
Schrollbach vorgesehen.

Die aufgestellten Kompensationsmaßnah-
men sorgen dafür, dass eine ökologische 
Aufwertung in diesem Landschaftsteilraum 
erfolgt und es werden neue Habitate für Tie-
re und Pflanzen etabliert. Durch die Um-
wandlung von einer Wiesenbewirtschaftung 
in eine Weidebewirtschaftung wird dafür 
gesorgt, dass ein mosaikartiger Lebensraum 
mit unterschiedlich geprägten Vegetations-
bereichen, sowohl hinsichtlich der Wuchs-
höhe als auch der Artenzusammensetzung, 
entstehen wird. Darüber hinaus ermögli-
chen die Feuchtstellen u.a. das Entstehen 
von Laichgebieten für zahlreiche Amphi-
bienarten wie z.B. Erd- und Kreuzkröte, 
Grasfrosch usw. Die Uferrandstreifen wer-
den ebenfalls eine wichtige Bedeutung für 
u.a. Schmetterlinge erlangen können.

Die Differenz von ca. 341 m² zwischen Aus-
gleich und Beeinträchtigung des Bodens 
wird aufgrund der hohen ökologischen 
Wertigkeit der Kompensationsmaßnahme 
als ausgeglichen angesehen. Zumal die Ver-
siegelung durch die Maßnahmen vollstän-
dig ausgeglichen wird.“
(Quelle: Umweltbericht mit integriertem Fachbeitrag 
Naturschutz zum Bebauungsplan „Wohnbaufläche 
Hasenwiesen“ Ortsgemeinde Steinwenden; LF-Plan, 
Im Heidefeld 3, 67688 Rodenbach, Stand: 18.10.2022)

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs 

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht negativ beein-
trächtigt.

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt 
primär über die Straße „Attigfelder“, die 
nordöstlich des Plangebiets verläuft. Der zu-
sätzlich entstehende Verkehr beläuft sich 
hauptsächlich auf Anwohnerverkehr und 
kann somit auch problemlos von der Straße 
„Friedhofstraße“ aufgenommen werden. Es 
wurde nachgewiesen, dass der Knoten-
punkt Kottweiler Straße (K9) / Attigfelder 
hinsichtlich seiner Leistungsfähigkeit und 
seiner Geometrie für den zu erwartenden 
Verkehr ausreichend dimensioniert ist.

Die gebietsinterne Erschließung erfolgt über 
zwei Ringe und verkehrsberuhigte Stichstra-
ßen. Die neu zu schaffenden Straßen sind 
entsprechend ihrer Zweckbestimmungen 
(Öffentliche Straßenverkehrsflächen und 

Mischverkehrsflächen) ausreichend dimen-
sioniert.

Der neu entstehende Verkehr beschränkt 
sich in erster Linie auf Anwohnerverkehr. 
Der durch die Anwohner hervorgerufene ru-
hende Verkehr wird über den erforderlichen 
Stellplatznachweis vollständig auf den 
Grundstücken geordnet.

Auswirkungen auf die Belange der 
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer- 
den berücksichtigt. Die notwendige Ver- 
und Entsorgungsinfrastruktur und An-
schlusspunkte sind in unmittelbarer Umge-
bung des Plangebiets vorhanden bzw. wer-
den hergestellt.

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt. 

Im Plangebiet soll ein neues Wasserlei-
tungsnetz aufgebaut werden.

Zur Entwässerung des Plangebietes wurde 
zum Bebauungsplan ein Entwässerungs-
konzept erstellt. Entsprechend der Vorga-
ben des Landeswassergesetz zum Umgang 
mit dem anfallenden Niederschlagswasser 
soll die Entwässerung des Plangebietes 
(Schmutz- und Niederschlagswasser) im 
Trennsystem erfolgen. Schmutz- und 
Niederschlagswasser sollen demnach ge-
trennt gesammelt und abgeleitet werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten 
Abfluss zugeführt werden müssen. Den um-
liegenden Anliegern darf kein zusätzliches 
Risiko durch unkontrollierte Überflutungen 
entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maß-
nahmen vorzusehen. Besonderer Maßnah-
men zur Abwehr von möglichen Überflutun-
gen sind während der Baudurchführung 
und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grund-
stückseigentümer zu bedenken.

Die Planungsempfehlungen der SGD Süd 
für die Ausgestaltung der Entwässerungs-
gräben und die Ausgestaltung eines Notab-
flussweges entlang der nördlichen Haupt-
erschließungsstraße werden unter Berück-
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sichtigung der bestehenden Platzverhältnis-
se und topographischen Gegebenheiten im 
Rahmen der Erschließungsplanung berück-
sichtigt.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
und die Intensität von Starkregenereignis-
sen durch die Planung nicht negativ beein-
trächtigt werden.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zu neuen Versiegelun-
gen, was voraussichtlich zu einer Verände-
rung des Mikroklimas führen wird. Es han-
delt sich jedoch nicht um ein dicht besiedel-
tes Gebiet, in dem sich derartige Verände-
rungen in erheblicherem Ausmaß auf das 
lokale Klima auswirken könnten.

Eine Wohnnutzung auf den Grundstücken 
bringt zwar einen gewissen Grad an Über-
bauung mit sich, allerdings kann angesichts 
der zu erwartenden privaten Freifläche-/
Hausgartengestaltung von einem geringe-
ren Versiegelungsgrad ausgegangen wer-
den. Abgesehen von potenziell eintretenden 
sehr geringfügigen mikroklimatischen Ver-
änderungen, können erhebliche negative 
Auswirkungen insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Aufgrund des überschaubaren Flächenum-
fangs der geplanten Versiegelungen können 
negative Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas insgesamt ausgeschlossen werden. 

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Durch die Planung werden landwirtschaft-
lich genutzte Flächen (Ackerfläche) in An-
spruch genommen. Aufgrund der über-
schaubaren betroffenen Flächengröße so-
wie aufgrund der Tatsache, dass es sich um 
kein Vorranggebiet für die Landwirtschaft 
handelt, d. h. dem Gebiet aus landesplane-
rischer Sicht keine besondere Bedeutung für 
die Landwirtschaft zugewiesen wird, ist 
eine Inanspruchnahme der betroffenen 
Ackerfläche vertretbar.

Forstwirtschaftliche Belange werden durch 
die Planung nicht direkt berührt.

Zur Abwendung von Haftungsrisiken des 
Waldeigentümers sollen flankierend Wald-
schadensverzichtserklärungen getroffen 
werden. Weitergehende Regelungen sind 
über einen städtebaulichen Vertrag oder 

Grundbucheintragung / dingliche Sicherung 
möglich (z.B. Auflagen zur regelmäßigen 
Baumkontrolle, Beschränkung des Höhen-
wachstums der Bäume, Umsetzung von 
Pflege- und Sicherungsmaßnahmen). Insge-
samt können sich durch die Planung - auch 
im Grenzbereich öffentlicher Flächen zum 
Wald – für die Waldeigentümer erhöhte An-
forderungen an die Verkehrssicherung erge-
ben.

Auswirkungen auf private Belange

Die Nutzbarkeit und der Wert der Grundstü-
cke, auch der Grundstücke im Umfeld, wer-
den nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die den Eigentümern des Plange-
biets und der angrenzenden Grundstücke 
unzumutbar ist.

Es sind keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die angrenzende Nachbarschaft zu er-
warten (alle bauplanungs- und bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben werden einge-
halten). Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden 	 Belange werden nach 
jetzigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewägt und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplans

•	 Schaffung von Wohnraum durch sinn-
volle Weiterentwicklung/ Arrondierung 
des Siedlungsrands

•	 die Neubebauung fügt sich harmonisch 
in die Umgebung ein, Störungen und 
Beeinträchtigungen der Planung auf die 

Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 keine nachteiligen Auswirkungen auf 
das Orts- und Landschaftsbild

•	 keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf die Belange des Um-
weltschutzes; bei Beachtung der festge-
setzten Vermeidungs-, Verminderungs- 
und Kompensationsmaßnahmen 

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung; bei Beachtung der 
aus dem Entwässerungskonzept abge-
leiteten Vorgaben zur Schmutzwasser-
entsorgung und Oberflächenentwässe-
rung

•	 keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes

•	 keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange der Land- und Forstwirtschaft

•	 keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen den  
Bebauungsplan

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplans wurden die zu beach-
tenden Belange in ihrer Gesamtheit unterei-
nander und gegeneinander abgewägt. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Ortsgemeinde 
zu dem Ergebnis, dass der Umsetzung der 
Planung nichts entgegensteht.


